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  Geleitwort der Präsidentin

lassen Sie mich zu Beginn meines Geleitworts 
das politische und wirtschaftliche Umfeld des 
vergangenen Jahres Revue passieren: 
Das Jahr 2023 war von vielen politischen und 
wirtschaftlichen Turbulenzen geprägt. Am 
stärksten haben uns alle aber sicherlich die 
anhaltenden militärischen Konflikte bewegt. 

Politisches und 
wirtschaftliches 
Umfeld

Der russische 
Angriffskrieg auf 
die Ukraine setz­
te sich unvermin­

dert fort und täglich sterben Menschen – auf 
beiden Seiten. Am 7. Oktober verübte die Ha­
mas einen massiven Terrorangriff auf Israel, den 
es in diesem Ausmaß noch nie gegeben hatte. 
Die israelische Armee reagierte daraufhin mit 
einer großflächigen Bodenoffensive im Ga­
zastreifen, die zu erheblichen Verlusten auch 
unter der Zivilbevölkerung führte. Beide Konflik­
te halten bis zum heutigen Tag an, und ein fried­
licher Ausgang ist bislang nicht in Sicht.

Auch innenpolitisch dominierten im vergan­
genen Jahr zahlreiche Konflikte die Tages­
ordnung. Es endete das Zeitalter der Kern­
energie. Zahlreiche Fachleute und auch der 
Bundesrechnungshof kritisierten, dass die 
Alternativen zur Sicherung der Stromerzeu­
gung in Deutschland noch nicht ausreichend 
ausgebaut seien, insbesondere die notwendi­
gen Speicher- und Netzkapazitäten. Deutsch­
land entwickelte sich vom Nettoexporteur 
zum Nettoimporteur von Strom. Die Importe 
stammen dabei nicht nur aus erneuerbaren 
Quellen, sondern zum Teil auch aus Atom­
kraft oder fossilen Quellen. Im internationalen 
Vergleich liegen die Energiekosten Deutsch­
lands sehr hoch. Doch dies ist nur einer der 
Standortnachteile, die unsere Wettbewerbs­

fähigkeit belasten. Die gestiegenen Zinsen, 
viel Bürokratie, der Fachkräftemangel und 
hohe Arbeitskosten sowie Defizite in der In­
frastruktur lassen Deutschland im internati­
onalen Vergleich abrutschen. Sie haben viel­
leicht der Presse entnommen, dass neben 
dem Traditionsunternehmen Miele nun auch 
der weltmarktführende Hersteller von Mo­
torsägen, Stihl aus Waiblingen, seine Produk­
tion ins Ausland verlagert – in die Schweiz. 
Die Gründe seien – Zitat – „steuerliche Be­
lastung, Lohnnebenkosten, Energiepreise, 
Genehmigungsprozesse und die Kosten für 
die Arbeitsstunde“. Das sollte uns zu denken 
geben. 

In mehreren Bundesländern erzielte die AfD 
bei Landtagswahlen deutliche Zugewinne bei 
gleichzeitigen Verlusten aller Parteien der 
Ampelkoalition. Ende des Jahres löste sich die 
Linksfraktion im Bundestag auf. Sahra Wagen­
knecht gründete im Januar eine neue Partei, 
ebenso wie der ehemalige Verfassungs­
schutzpräsident Hans-Georg Maaßen. 

Im November erklärte das Bundesverfas­
sungsgericht in Karlsruhe eine Umwidmung 
von 60 Mrd. Euro nicht benötigter Corona-Kre­
dite in den Klima- und Transformationsfonds 
für unrechtmäßig. Das Urteil stellte die Bun­
desregierung vor große Probleme, nicht nur 
für den laufenden Haushalt 2023, sondern 
auch für den um 3,4 % gestiegenen Etat 2024. 
Zur Lösung der Haushaltskrise einigte sich die 
Bundesregierung letztlich auf ein Bündel von 
Maßnahmen. 

Umfragen zeigten eine wachsende Unzufrie­
denheit der Bevölkerung mit der Ampelkoa­

Dr. med. dent. Eva Hemberger
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lition, wovon die politischen Ränder profitier­
ten und weiter profitieren. Das Jahr 2023 war 
gleichzeitig weltweit das bis dato heißeste 
Jahr seit Beginn der Klimaaufzeichnungen. 
Seit Juli 2023 stellte fast jeder Tag einen neuen 
globalen Lufttemperaturrekord für die jeweili­
ge Jahreszeit auf. Die Temperaturen der Mee­
resoberflächen erreichten neue Höchstwerte. 
Entsprechend setzten sich die Diskussionen 
um die Notwendigkeit, aber auch die Möglich­
keiten und Grenzen einer Dekarbonisierung 
der Weltwirtschaft fort.

Deutschland konnte 2023 kein Wachstum 
erzielen. Im internationalen Vergleich fiel die 
deutsche Wirtschaft weiter zurück. Zum neun­
ten Mal in der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland schrumpfte das reale Brutto­
inlandsprodukt, im Jahr 2023 um 0,3 %. Der 
Euroraum als Ganzes erzielte immerhin ein 
Wachstumsplus von 0,6 % und die USA gar 
eines von 2,4 %. Eine Rezession blieb somit 
in den meisten Ländern außerhalb Deutsch­
lands aus.

Die Finanzmärkte beschäftigte 2023 vor allem 
die Frage, wie schnell und wie deutlich die Infla­
tion zurückgehen werde. Dementsprechend

Finanzmärkte 2023

fokussierte sich 
der Blick der 
Marktteilnehmer 
auf die Geldpoli­

tik der Notenbanken. Zur Inflationsbekämp­
fung erhöhte die EZB den Leitzins im vergan­
genen Jahr weiter von 2,5 % bis auf  
4,5 %. Die US-Notenbank nahm Leitzinserhö­
hungen gar von 4,5 % auf 5,5 % vor. Die Anlei­
hemärkte boten nach langer Zeit wieder ein 
attraktives Zinsniveau und auch eine Alternati­
ve zu anderen Assetklassen. Bereits gegen 
Ende des Jahres nahmen die Kapitalmärkte 
den Rückgang der Inflation in den Renditen 
vorweg und preisten für 2024 mehrere Zins­
senkungen ein. 

Inzwischen hat sich der Preisauftrieb – Stand 
März – auf 2,2 % beruhigt. Die Inflations­
problematik hat sich also grundsätzlich ent­
spannt, nicht zuletzt, weil sich die Energie­
preise beruhigt haben. Nun kommt es auf 
die sogenannten Zweitrundeneffekte an, d.h. 
in wie weit der Inflationsanstieg zu Lohner­
höhungen führt. Die führenden Wirtschafts­
forschungsinstitute in Deutschland prognos­
tizieren für dieses Jahr eine Inflationsrate von 
rund 2,3 %.

Die Immobilienmärkte standen im vergange­
nen Jahr überwiegend unter Druck. Nach der 
langjährigen Boomphase schlugen sich vor 
allem die stark gestiegenen Finanzierungs­
kosten durch. Bei deutlich geringeren Trans­
aktionsvolumina kam es tendenziell zu Preis­
rückgängen.

Letztlich war 2023 aber ein positives Börsen­
jahr, vor allem aufgrund einer fulminanten 
Jahresendrallye, und dies nicht nur für die 
Anleihemärkte, sondern auch für die meis­
ten übrigen Assetklassen. Die Aktienmärkte 
entwickelten sich überwiegend stark, da die 
meisten Unternehmen weitgehend stabile 
Gewinne erwirtschaften konnten. Während im 
Jahr 2022 sowohl die Anleihe- als auch die Ak­
tienmärkte aufgrund des massiven Inflations- 
und Zinsanstiegs stark unter Druck gerieten, 
konnten wir im vergangenen Geschäftsjahr 
eine Wertentwicklung der Kapitalanlagen von 
+7,03 % verzeichnen. Die Verzinsung des De­
ckungsstocks betrug 4,40 %. Im Vorjahr wa­
ren dies noch 1,10 %. 

In welchem Umfeld wird sich die Kapital­
anlage zukünftig befinden? Die praktisch 
ein Jahrzehnt vorherrschende Niedrigzin­
sphase ist zu Ende gegangen. Sie wird vor­
aussichtlich auch nicht wiederkehren, denn 
ihre strukturellen Ursachen sind nicht mehr 
vorhanden. Die Globalisierungswelle ebbt 
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ab, wir können eher von einer Deglobali­
sierung sprechen. Lieferketten werden sta­
biler aufgestellt und Produktionsstätten in 
die Nähe des Heimatlandes zurückgeholt. 
Viele Staaten, vor allem auch die USA und  
China, schotten sich eher ab, als den Freihan­
del zu fördern. Gleichzeitig weisen viele Indus­
trieländer eine alternde, teils schrumpfende 
Gesellschaft auf. Die Demografie sorgt somit 
für enge Arbeitsmärkte und eine robuste 
Lohnentwicklung. Auch die Dekarbonisierung 
der Weltwirtschaft bedeutet vielerorts höhere 
Kosten und steigende Preise. Deflation oder 
Nullzinsen dürften damit vorerst der Vergan­
genheit angehören. Auch die am 24.04.2024 
beschlossene Lieferketten-Richtlinie wird die 
Kosten verschärfen.

Ein bedeutender Bestand des Portfolios der 
BWVA ist in festverzinslichen Wertpapieren 
investiert. Die gestiegenen Zinsen wirken 
sich hier mittel- bis langfristig positiv auf die 
Kapitalanlage aus. Die Bestandspapiere sind 
durch den Zinsanstieg zwar im Kurs gesun­
ken. In der Regel werden diese aber bis zur 
Endfälligkeit gehalten, so dass keine Kursrück­
gänge realisiert werden und der Zins wie ge­
plant vereinnahmt werden kann. Im vergan­
genen Jahr wurde bereits in nennenswertem 
Umfang begonnen, höher verzinsliche Pa­
piere nachzukaufen. Es wird allerdings einige 
weitere Jahre dauern, die auslaufenden Be­
standspapiere durch neue, höher verzinsliche 
zu ersetzen und die Verzinsung im Portfolio 
weiter anzuheben. 

Andererseits bedeutet das erhöhte Zinsni­
veau für viele andere Anlageklassen eine ge­
wisse Belastung. Sowohl für Immobilien- als 
auch für Unternehmensfinanzierungen sind 
die Zinskosten gestiegen. Dies bremst die Er­
tragsperspektiven. 

Wir dürfen also für die Kapitalanlage nicht zu 
euphorisch sein. Wir erwarten eher mode­
rate Perspektiven für die Wirtschaft und die 
Finanzmärkte. 

Im vergangenen Jahr entwickelte sich die 
Beitragsdynamik der BWVA sehr positiv, 
maßgeblich geprägt von der Erhöhung der 
Beitragsbemessungsgrenze um 250 EUR, 
sprich von 7.050 EUR auf 7.300 EUR monat­
lich. Die durchschnittlich gezahlte und für 
die Punktwertrechnung maßgebliche Ver­
sorgungsabgabe stieg um 3,37 %. Im Vorjahr 
waren dies – durch coronabedingt gedämpfte 
Berufseinkünfte 2020 – nur geringe 0,35 %. 
Anhand des Rentenversicherungsberichts 2023 
können wir davon ausgehen, dass die Beitrags­
bemessungsgrenze auch in den nächsten Jah­
ren ähnlich stark ansteigen wird. Für das lau­
fende Jahr ist dies schon bekannt: Es gab zum 
1. Januar eine Steigerung von abermals 250 EUR 
auf 7.550 EUR im Monat. Die BWVA nutzt zur 
Finanzierung das offene Deckungsplanverfah­
ren, das aufgrund seiner Mischfinanzierung 
ein sehr stabiles Verfahren ist. Der Punktwert 
speist sich dabei aktuell zu über 60 % aus der 
Umlage und nur zu knapp 40 % aus der Kapital­
anlage. Das Dynamisierungspotenzial kommt 
größtenteils aus der Umlageseite. Wir werden 
daher voraussichtlich auch in den nächsten 
Jahren ein positives Umfeld vorfinden. 

Sie erkennen, wie wichtig Ihre, unsere Ein­
kommen in unserem System für die Ren­
ten sind. Woher kommen Entwicklungen 
auf dieser Seite, der Umlageseite? Bei den 
angestellten Kolleginnen und Kollegen 
kommen sie aus der Erhöhung der Bei­
tragsbemessungsgrenze und aus Gehalts­
erhöhungen, bei den niedergelassenen 
Kolleginnen ist das gerade bei den Be­
handlungen von Privatpatienten mit über 
35 Jahre alten Gebührenordnungen mit seit 
über 35 Jahren unverändertem Punktwert 
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schon schwieriger. Bei den Zahnärzten lie­
gen beispielsweise 95 GOZ-Positionen bei 
Berechnung des 2,3-fachen Satzes unter  
BEMA-Niveau, teilweise sogar bei Berech­
nung des 3,5-fachen Satzes. Aber nur stei­
gende Einkommen führen zu steigenden 
Renten, denn aus den steigenden Einkom­
men zahlen Sie höhere Beiträge. 

Vielleicht fragen Sie sich, weshalb ich immer 
wieder auf das Jahr 2022 zurückkomme? Ich 
will Ihnen damit verdeutlichen, dass wir im 
Jahr 2022 historisch schlechte Rahmenbedin­
gungen hatten: Eine erstmals seit Jahrzehnten 
gesunkene Beitragsbemessungsgrenze, Ab­
gaben basierend aus Einkommenszahlen vom 
Beginn der Pandemie und schwierige Kapital­
marktbedingungen haben eine zusätzliche Dy­
namisierung auf Basis des Jahresergebnisses 
2022 nicht zugelassen, denn wir können nur 
ausschütten, was vorher erwirtschaftet wurde. 
Wir erhalten keine staatlichen Zuschüsse.

Im Geschäftsjahr 2023 waren die Umfeldbe­
dingungen wieder deutlich besser. Deshalb 
können wir in diesem Jahr zusätzlich zum 

Rechnungszins 
3,63 %

erbrachten nach 
wie vor sehr ho­
hen Rechnungs­
zins von 3,63 % 

zuzüglich der Finanzierung der Längerlebig­
keit unserer Berufsstände in Höhe von 0,65 % 
eine vergleichsweise hohe zusätzliche Dyna­
misierung vornehmen und um 3,25 % dyna­
misieren. Und gleichzeitig können wir die Si­
cherheitsrücklage von 10,4 % des Deckungs-
stocks wieder auf den satzungsmäßigen 
Höchstwert von 12,0 % auffüllen. 

Dem Rechnungszins, den wir der Punktwert­
berechnung unterlegen, der geschäftsplan­
mäßig enthaltenen Kapitalverzinsung, kommt 
eine ganz besondere Bedeutung zu. Er legt 
die Höhe unserer eingerechneten künftigen 
Kapitalerträge fest und verbleibt auch im Jahr 

2024 bei beachtlichen 3,63 %. Unsere Teilneh­
merinnen und Teilnehmer haben durch den 
hohen Rechnungszins bereits von Anfang an 
ein hohes Rentenniveau (Ausgangsverren­
tung), und zwar

Dynamiasierung
3,25 %

altersunabhän­
gig – und in die­
sem Jahr kommt 
noch eine Dynamisierung von 3,25 % hinzu. 
Damit liegt allein die zusätzliche Dynamisie­
rung in diesem Jahr nach aktuellem Stand 
deutlich über der Inflation.  

Zusätzlich haben unsere Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer eine ca. 25,4 % höhere Rente 
als in der Deutschen Rentenversicherung bei 
gleichem Beitrag, d.h. jeder bei uns gezahlte 
Euro ist 25,4 % mehr wert als in der Deut­
schen Rentenversicherung. Ich komme dar­
auf später noch einmal zurück. 

Der Presse konnte man entnehmen, dass die 
Renten der Deutschen Rentenversicherung 
zum 1. Juli dieses Jahres um  4,57 % steigen 
werden. Wie ist das möglich? Das ist ganz ein­
fach: Hintergrund ist die vergleichsweise hohe 
Entwicklung der Löhne und Gehälter. Dabei 
hat bereits- wenn auch in geringem Ausmaß- 
die sogenannte „Haltelinie“ gegriffen. Ohne 
die Haltelinie wäre das Rentenniveau trotz 
guter Lohnentwicklung knapp unter die Ziel­
marke von 48 % gesunken.

Und ganz wichtig: Die deutsche Rentenversi­
cherung bildet keine Rücklagen. Ihre demo­
grafischen Herausforderungen sind nicht aus­
finanziert und eines ist auch klar – nachdem 
nun das Rentenpaket II den Nachhaltigkeits­
faktor faktisch ausgehebelt hat und damit die 
Gleichung der Rentenfinanzierung nicht mehr 
aufgeht, werden die Beitragssätze eines Tages 
auf über 20 % erhöht werden müssen oder die 
Bundeszuschüsse werden steigen müssen, um 
dies zu finanzieren, wenn man weiterhin die 
anderen sinnvollen Stellschrauben ignoriert.
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Das Rentenpaket II hat nach der Mütterrente 
und der abschlagsfreien Rente mit 63 nun mit 
der Stabilisierung des Rentenniveaus, und da­
mit einer weiteren Leistungsausweitung, die 
Probleme der DRV ebenso wie die Benachtei­
ligung der jungen Generation verstärkt.

Es gab allerdings auch Zeiten, in denen die 
Deutsche Rentenversicherung weniger als un­
ser Haus oder wie in den Jahren 2004 – 2006, 
2010 und 2021 gar nicht dynamisiert hat. 

Wir haben die Demografie seit eh und je ein­
gepreist unter Verzicht auf mögliche höhere, 

Demografie 
eingepreist

kurzfristige Dy­
namisierungen 
wie in der DRV, 
und das ohne 

staatliche Zuschüsse. Andere haben dies trotz 
staatlicher Zuschüsse nicht. Sie haben weder 
auf kurzfristige höhere Dynamisierungen ver­
zichtet, noch haben sie die Demographie ein­
gepreist. 

Das ist das große Plus der berufsständischen 
Altersversorgung und eine echte, gelebte 
Generationengerechtigkeit. Bei uns muss 

Das große Plus der 
Berufsständischen
Altersversorgung

niemand bangen, 
ob am Ende noch 
etwas von seinen 
eingezahlten Bei- 

trägen für seine Rente übrig ist. Bei uns 
gibt es keine Klientelpolitik, alte und junge 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer werden seit 
jeher gleichbehandelt.

Der Mangel an Rücklagenbildung in der DRV 
bzw. die Finanzierungslücke durch nicht er­
griffene Reformen für ein seit Jahrzehnten 
bekanntes Problem, (andere Länder z. B. 
Schweden haben hier frühzeitig Vorsorge für 
den Moment gebildet, wenn die Babyboomer 
in Rente gehen werden. Deutschland hat das 
sehenden Auges nicht getan, sondern fleißig 
dynamisiert) soll jetzt finanziert werden, und 

zwar zu großen Teilen aus Steuermitteln, die 
die Freiberufler zur Verfügung stellen. Der 
Bundeszuschuss zur Deutschen Rentenversi­
cherung speist sich – wie auch die Versorgung 
der Beamten – zu einem erheblichen Teil aus 
Steuern und dem Solidaritätszuschlag. Die 
Angehörigen der Freien Berufe, also die Mit­
glieder der Versorgungswerke, finanzieren 
somit nicht nur ihre eigene Rente zu 100 % 
selbst, sondern bezuschussen auch noch die
Rente der übri- Unsere

Solidarleistungen
in andere Systeme

gen Bevölkerung. 
Vom Bundeszu­
schuss profi­
tieren sie selbst jedoch nicht. Wir sind also 
nicht Privilegierte, sondern – wie unsere His­
torie zeigt –, aktiv bei der Adenauer‘schen 
Rentenreform vom Solidarsystem Ausgesto­
ßene, und dennoch leisten wir Solidarbei­
träge gegenüber Systemen, von denen wir 
nicht profitieren und nie profitiert haben. 

Finanzierung der Renten 
in der 1. Säule

 
fremdfinanziert
über Steuern

Versicherte 
der DRV

Angehörige der
Freien Berufe

Beamtinnen
und Beamte

100 %
eigenfinanziert

eigen-
finanziert

durch 
Beiträge

Steuern + Soli

eigenfinanziert
durch Beiträge

Bundes-
zuschuss

Finanzierung der Renten in der 1. Säule
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Nun gibt es schon wieder neue Stimmen, dass 
nach dem „Stabilisieren“ des Rentenniveaus 
durch das Rentenpaket II auch der Beitrags­
satz nicht über 20 % steigen dürfe. Welche 
Stellschrauben bleiben zur Problembewälti­
gung dann noch übrig?

Wie geht es mit der gesetzlichen Rente weiter? 
Immer mehr Babyboomer gehen in Rente. Im 
vergangenen Jahr ist die Zahl der Anträge  
auf Altersrente in der DRV sprunghaft gestiegen, 
nämlich um 11 %. Hierauf ist das System nicht 
vorbereitet. Lassen Sie mich dazu ein wenig

Was bedeutet der 
Begriff Rente? 

philosophisch auf 
den Begriff der 
„Rente“ schauen. 
Was bedeutet

der Begriff „Rente“ eigentlich? Ich möchte Ih­
nen einige Gedanken von Herrn Professor 
Dr. Yves Stevens eingehen, Professor für 
Rentenrecht und Koordinator des Fachpro­
gramms für Rentenrecht an der Universität 
Leuven vorstellen. Er benennt unterschiedli­
che Aspekte, wie der Begriff Rente aufgefasst 
werden kann. Sie lassen einen interessan­
ten Blick auf die verschiedenen, in Europa 
verbreiteten Rentenkonzeptionen zu. 
Zunächst einmal kann die Rente als eine Form 
des verdienten Ruhestands nach getaner Ar­
beit während eines langjährigen Berufslebens 
angesehen werden. Auch ist die Definition 
weit verbreitet, dass die Rente bei einer vor­
übergehenden oder dauerhaften Arbeitsun­
fähigkeit ein Ausgleich für die physische Un­
möglichkeit weiterzuarbeiten ist. Bei Beamten 
und Militärangehörigen ist der Gedanke der 
Rente als eine Belohnung für dem Heimatland 
geleistete Dienste geläufig. Auch gibt es Ge­
danken im Sinne einer universellen Grundren­
te, wonach die Rente auf einer gemeinsamen 
Staatsbürgerschaft basiert. Wirtschaftlich 
lässt sich die Rente auch als ein Teil der Lohn­
struktur betrachten oder auch als eine aufge­
schobene Vergütung. Aus individueller Sicht 

kann die Rente als eine Form des Sparens be­
trachtet werden. Vor allem in kapitalgedeckten 
Systemen, aber auch in teilweise kapitalge­
deckten wie unser im offenen Deckungsplan 
finanziertes System, wird die Rente auch als 
eine Form von Eigentum betrachtet, eine 
wichtige und richtige Sichtweise! Häufig wird 
sie auch als eine Form der individuellen oder 
kollektiven Lebensversicherung umgesetzt. 
Letztlich dominiert in unserer Gesellschaft die 
Rente als Form der Sozialversicherung. 

Es gibt also viele unterschiedliche Betrach­
tungsweisen zur Rente, die sich nicht aus­
schließen, aber alle verfolgen die gleiche 
Grundidee: Ein Konzept zur Sicherung der 
Versorgung im Alter oder eventuell sogar des 
Lebensstandards.

Wie kann angesichts der anstehenden Pro­
bleme in der gesetzlichen Rentenversicherung 
 eine Rentenreform aussehen? Die politischen 
Meinungen hierzu gehen weit auseinander, 
auch wenn sinnvolle Maßnahmen auf der 
Hand liegen. Die demografischen Belastun­
gen werden immer dringlicher. Ein Gutachten 
der Professoren Stefan Fetzer und Christian 
Hagist warnt, dass die Sozialversicherungs­
beiträge bis zum Jahr 2050 von derzeit knapp 
41 % auf dann mehr als 50 % steigen könnten. 
Es droht die Gefahr, dass sich die jüngeren Ge­
nerationen aufgrund dieser Belastung dem 
Generationenvertrag durch Schwarzarbeit 
oder Auswanderung entziehen. Zur Vermei­
dung sind tiefgreifende Reformen notwendig. 
Auch diese Autoren schlagen u. a. das Anhe­
ben des Renteneintrittsalters vor.

Was unternimmt nun die Bundesregierung? 
In wirtschaftlichherausfordernden Zeiten für 
Deutschland – wie

Was unternimmt die 
Bundesregierung?

derzeit – kommt 
der Politik eine 
besonders wich­
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tige Rolle zu. Leider bescheinigen zahlreiche 
Experten, vor allem auch der Sachverständi­
genrat zur Begutachtung der gesamtwirt­
schaftlichen Entwicklung, die sogenannten 
Wirtschaftsweisen, der Ampel-Regierung kei­
ne Bestnoten. Dies gilt auch für die Renten­
politik und die ausbleibende, aber dringend 
erforderliche Reform der gesetzlichen Renten­
versicherung.

Im März hat die Bundesregierung das Renten­
paket II präsentiert. Trotz der demografischen 
Herausforderungen soll das Rentenniveau, 
also die Relation zwischen einer standardi­
sierten, auf Basis eines durchschnittlichen 
Einkommens erzielten Rente einerseits und 
dem durchschnittlichen Einkommen einer 
Arbeitnehmerin bzw. eines Arbeitnehmers an­
dererseits, dauerhaft, also auch über das Jahr 
2025 hinaus, auf 48 % stabilisiert werden. Dies 
erhöht den Druck auf Beitragssatz und Bun­
deszuschuss. Der Beitragssatz soll zunächst 
bis zum Jahr 2027 bei 18,6 % stabil bleiben. 
Ab 2028 ist eine Erhöhung auf 20 %, für 2035 
ein Satz von 22,3 % vorgesehen. Um den An­
stieg der Rentenbeiträge auf dieses Maß zu 
bremsen, will der Bund hierzu Milliarden am 
Kapitalmarkt anlegen und aus den Erträgen 
ab Mitte der 2030er Jahre Zuschüsse an die 
Rentenversicherung zahlen. Ein Zielvolumen 
von 200 Mrd. Euro bis Mitte der 2030er Jahre 
steht dabei im Raum. Daraus sollen im Schnitt 
10 Mrd. Euro jährlich zusätzlich an die gesetz­
liche Rentenversicherung fließen. Dies setzt 
aber eine Rendite von mehr als 5 % voraus, 
denn für das aufgenommene Kapital muss 
auch noch der Kapitaldienst bezahlt wer­
den. Zunächst sollen in diesem Jahr aber nur  
12 Mrd. Euro angelegt werden. Der Kapi­
talstock soll dabei aus Darlehen finanziert 
werden. Erneut wurde gleichzeitig betont, 
dass es keine Rentenkürzung und auch keine 
weitere Erhöhung des Renteneintrittsalters 
geben soll.

Das Rentenpaket II ist auf erhebliche Kritik 
gestoßen. Die Politik scheint sich nach Ein­
schätzung zahlreicher Ökonomen eher an 
den Wählerstimmen der geburtenstarken 
älteren Jahrgänge zu orientieren als an der 
wirtschaftlichen und demografischen Rea­
lität. Damit verschärft sie die anstehenden 
Verteilungskonflikte noch weiter. Jüngere 
Generationen müssen nicht trotz dieser 
Maßnahmen, sondern wegen ihnen (die Si­
cherung des Rentenniveaus verschärft das 
Problem für die Jungen) mit erheblichen 
Beitragssteigerungen rechnen. Der ange­
strebte Kapitalstock ist viel zu klein (Exper­
ten nannten eine notwendige Zielgröße von  
ca. 800 Mrd. Euro), als dass er auf abseh-
bare Zeit eine nennenswerte Wirkung ent­
falten könnte. Auch kommt er zu spät, denn 
seine Wirkung beruht auf einem jahrzehnte­
langen Zinseszins-Effekt. Hinzu kommt, dass 
den Erträgen die Zinskosten der Darlehen 
entgegenstehen, Kapitalanlage also mit ge­
liehenem Geld betrieben wird. 

Prinzipiell begrüßen wir natürlich die Teilka­
pitaldeckung. Letztlich ahmt sie das System 
des offenen Deckungsplanverfahrens, das wir 
längst anwenden, nach und das Prof. Rürup 
schon vor Jahren in unserer Vertreterver­
sammlung in Tübingen als bestes Finanzie­
rungsverfahren für eine Altersversorgung be­
schrieben hat. Sie müsste jedoch mit weiteren 
Maßnahmen verschiedener Stellschrauben­
nutzung kombiniert werden. Aber die Politik 
will hier nicht grundlegend aufräumen und 
vergisst dabei, den jungen Menschen eine 
Perspektive zu geben. Die sog. Stabilisie­
rung des Rentenniveaus ist dies in jedem Fall 
nicht, im Gegenteil.

Ich schließe mich der Wirtschaftsweisen Ulrike 
Melmendier an, die über die Regierung sagt: 
„Die bleiben lieber bei dem Rentensystem, 
das wir kennen – und das uns in den Abgrund 
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führen wird, weil es einfach nicht finanzierbar 
sein wird, weil die junge Generation sich für 
die ältere zu Tode bezahlen wird“. 

In ihrem jüngsten Bericht hatte die Sachver­
ständigenkommission u. a. gefordert, das 
Renteneintrittsalter anzuheben und an die 
Lebenserwartung zu koppeln, so wie es in 
vielen Ländern schon lange Usus ist (Däne­
mark, Estland, Finnland, Italien, Niederlan­
de, Portugal, Schweden, Slowakei und z. T. 
Griechenland). Die Vorsitzende der Wirt­
schaftsweisen Monika Schnitzer hat insbe­
sondere das Festhalten am Renteneintrittsal­
ter und die daraus resultierende Belastung 
der jungen Generation kritisiert. Sie schlägt 
vor, dass die Menschen in Deutschland län­
ger arbeiten, mehr fürs Alter sparen und die 
Renten nicht mehr so stark wie bisher erhöht 
werden. Allerdings spricht sie sich auch für 
eine degressive Verrentung, also eine Ab­
kehr vom Äquivalenzsystem aus, also Um­
verteilung in der Rente, wo soziale Fürsorge 
definitiv nicht hingehört. Ich empfehle dazu 
die Lektüre des FAZ-Artikels des früheren 
Chefs des Verbandes Deutscher Rentenver­
sicherungsträger (VDR), Prof. Franz Ruland, 
lange oberster Rentenexperte der Republik, 
vom 15.03.2023 mit dem Titel „Beitrags­
äquivalenz bei der Rente ist zwingend“. 
Prof. Ruland trat 2014 aus Ärger über die 
Rentenpolitik aus seiner Partei aus.

Die Liste der Experten, die sich auch für eine 
Erhöhung des Renteneintrittsalters ausspre­
chen, ist lang: Das Mitglied des Sachverstän­
digenrats, Prof. Martin Werding, der zurzeit 

Die meisten Rentenexperten 
fordern Erhöhung des 
Renteneintrittsalters

als führender 
Rentenexperte 
in Deutschland 
gilt, und zahlrei­

che weitere renommierte Ökonomen wie 
Prof. Bert Rürup, ehemaliger Vorsitzender der 
Wirtschaftsweisen, Prof. Bernd Raffelhüschen 

und auch das ifo-Institut sowie die oben 
genannten Professoren Fetzer und Hagist 
plädieren für eine Erhöhung des Rentenein­
trittsalters oder sogar eine automatische An­
koppelung des Renteneintrittsalters an die 
Lebenserwartung. Bundeskanzler Olaf Scholz, 
der ehemalige Finanzminister der Republik, 
nennt das „absurd“.

Wie kann mehr Generationengerechtigkeit 
in der Alterssicherung nun gelingen? Prof. 
Gunther Schnabel, Inhaber des Lehrstuhls 
für Wirtschaftspolitik und Internationale 
Wirtschaftsbeziehungen an der Universität 
Leipzig, verdeutlicht die Problematik und 
macht hierzu einen guten Vorschlag. „Seit 
Jahren lebt die gesetzliche Rente über ihre 
Verhältnisse und schiebt implizite Schul­
den vor sich her. Seit den 1990er Jahren 
ist die Rentenbezugszeit um 30 % gestie­
gen, während das Rentenniveau nur um 
10 % gesunken ist. Die Lücke wurde durch 
Bundeszuschüsse aufgefüllt, die von den 
Steuerzahlern getragen werden, an denen 
die Erwerbstätigen den größten Anteil ha­
ben. Das bis 2045 garantierte Rentenniveau 
von 48 % hilft der jungen Generation nicht 
– sie werden erst deutlich später in Rente 
gehen. Für junge Menschen wäre eine Ak­
tienrente besser geeignet, da sich der Zin­
seszinseffekt bei einem langen Zeithorizont 
deutlicher bemerkbar macht. Einzahlungen 
und Erträge könnten dabei auf einem per­
sönlichen Konto gutgeschrieben werden 
und wären so vor einem Zugriff der Politik 
gesichert. Mit einer breiten Streuung der 
Anlagen lässt sich das Risiko der Auswirkun­
gen einer schwachen Wirtschaftsentwick­
lung in Deutschland auf den Anlageerfolg 
reduzieren.“ 

Da Rentenkürzungen nicht zumutbar seien, 
so Prof. Schnabel, empfiehlt er auch wie alle 
anderen Experten eine Anhebung des Ren­
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teneintrittsalters. „Für junge Arbeitnehmer 
wirkt eine Aktienrente als Leistungsanreiz, 
da sie eine individuelle Altersversorgung 
aufbauen, statt weiter ein System zu füt­
tern, an das sie zunehmend den Glauben 
verlieren. Und der Staatshaushalt wird nicht 
weiterbelastet. Der Preis, eine Erhöhung der 
Lebensarbeitszeit, wird von allen Erwerbs­
tätigen bezahlt, weil alle länger arbeiten. 
Wer heute schon Rentner ist, würde nicht 
schlechter gestellt.“

Neben der Nutzung der Kapitaldeckung – die 
bei dem in unserem Haus und den meisten

Alle bekannten 
Stellschrauben 
nutzen

Versorgungs ­
werken verwen­
deten offenen 
Deckungsplan­

verfahren implizit ist – möchte ich nochmals 
auf die Lösung der Problematik der Deut­
schen Rentenversicherung in ihrem rein 
umlagefinanzierten System eingehen. In der 
Vertreterversammlung der BWVA im Herbst 
2023 empfahl Prof. Dr. Jochen Ruß, Experte für 
Finanz- und Aktuarwissenschaften an der Uni­
versität Ulm, alle Stellschrauben gleichzeitig 
zu nutzen und dabei keine auszusparen, da­
mit keine der Stellschrauben übermäßig an­
gezogen werden muss. Entscheidend sei 
auch, so bald wie möglich zu beginnen und 
neben den offensichtlichen Stellschrauben 
Rentenniveau, Beitragssatz und Rentenein­
trittsalter auch die kluge Nutzung von Kapital­
deckung als mögliche Stellschraube zu sehen. 
Prof. Ruß stimmte mir ebenfalls zu, dass man 
auch bei der DRV Einbehalte bei einem mögli­
chen Dynamisierungspotential vornehmen 
könne, um Reserven für die Zeiten des Rente­
neintritts der geburtenstarken Jahrgänge zu 
sammeln. Die Vorgehensweise der Kombinati­
on von Stellschrauben favorisiert auch Prof. 
Dr. Bert Rürup, der lange Jahre dem Sachver­
ständigenrat zur Begutachtung der wirt­
schaftlichen Entwicklung vorstand. 

Fragt man die Bürgerinnen und Bürger nach 
ihren Wünschen wie jüngst bei einer Umfrage 
von INSA-CONSULERE, will natürlich niemand 
eine Stellschraubennutzung, von der er selbst 
betroffen sein könnte. Somit scheiden Ver­
änderungen bei Beitragssatz, Rentenniveau, 
Renteneintrittsalter, Rentenkürzung oder eine 
Kombination dieser Stellschrauben aus. 

Das Umfrageergebnis verwundert nicht, der 
Bundeszuschuss soll steigen oder Beamte und 
Selbstständige sollen in die DRV einbezogen 
werden. Was das schon mittelfristig für die DRV 
bedeuten würde, darüber sind diese Befragten 
natürlich nicht unterrichtet. Manche wissen es 
sogar, nennen es eine Maßnahme für das Ge­
rechtigkeitsempfinden und wollen dabei nur 
kurzfristig „frisches Geld“, um selbst von Maß­
nahmen verschont zu bleiben. Man würde uns 
enteignen, aber das fände man „gerecht“.

Ganz sicher keine Lösung ist die Einbeziehung 
von Selbstständigen, die bereits sinnvoll ab­
gesichert sind. Unmittelbar nach Beschluss 
des Rentenpakets II zog der Bundesarbeits­
minister Heil gegenüber den Fernsehsendern 
ntv und RTL diese Lösung aus dem Hut. Man 
werde „in Deutschland darüber diskutieren, 
wie man langfristig weitere Gruppen „in den 
Schutz der gesetzlichen Rentenversicherung“ 
einbeziehen könne“. Er erwähnte insoweit Be­
amte und Selbstständige. Bisher war das nicht 
die offizielle Position der SPD, was sich offen­
sichtlich geändert hat. Im Koalitionsvertrag der 
Ampel steht nämlich im Rentenpaket III, auf 
das wir nun warten, nur etwas über die Einbe­
ziehung nicht obligatorisch gesicherter Selbst­
ständiger mit einem sogenannten „opting out“. 
Das würde auch zu der Formulierung Heils 
passen, wen man noch unter den „Schutz der 
gesetzlichen Rentenversicherung stellen kön­
ne“. Sinn und Zweck der Rentenversicherung 
war damals, den Staat vor Fürsorgezahlungen 
zu schützen. 
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Wo ist also die Rechtfertigung, uns einbezie­
hen zu wollen? Wir würden und werden dem 
Staat nicht zur Last fallen.

Uns muss der Staat nicht „in den Schutz 
der Deutschen Rentenversicherung holen“. 
Wir sind ja bereits geschützt, langfristig 
ausfinanziert und haben die Demographie 
eingepreist. Und das ganz ohne staatliche 
Zuschüsse. Wir belasten somit niemanden, 
sondern leisten für die anderen Rentensys­
teme, wie vorhin bereits ausgeführt, noch 
hohe Solidarbeiträge. Und: Die Deutsche 
Rentenversicherung muss man nicht vor uns 
schützen, was ja der Grund für das in den 
Koaltionsvertrag geschriebene Rentenpaket 
III mit der Einbeziehung noch nicht obliga­
torisch abgesicherter Selbstständiger ist. Wir 
sind geschützt und für die kommenden Ge­
nerationen ausfinanziert. Wir werden keine 
Fürsorge brauchen.

Die Mitglieder der Versorgungswerke in die 
deutsche Rentenversicherung einbeziehen 
zu wollen wäre kontraproduktiv, da diese 
Bevölkerungsteile deutlich länger leben 
und somit am Ende des Tages eine Belas­
tung wären. Dies haben zahlreiche Exper­
ten bereits bestätigt, wie beispielweise Frau 
Professorin Kerstin Windhövel. Wir können 
nachweisen, dass sich eine Einbeziehung 
unserer (Neu-) Mitglieder in die gesetzliche 
Rentenversicherung für die Rentenversi­
cherung nicht „rechnet“. Wir brächten nur 
kurzfristig „frisches Geld“. Die berufsstän­
dischen Heubeck‘schen Richttafeln besagen 
ganz klar, dass wir im Schnitt nicht nur vier 
Jahre älter werden als die restliche Bevölke­
rung, sondern auch das Rentenalter häufi­
ger erreichen. Wir würden daher auf lange 
Sicht die Deutsche Rentenversicherung 
mindestens genau so viel „kosten“, wie wir 
kurzfristig „bringen“ würden. Dies gilt natür­
lich nur unter der Voraussetzung, dass das 

Äquivalenzprinzip weiterhin gilt und keine 
Umverteilung stattfindet. Sie erinnern sich: 
Das Äquivalenzprinzip besagt, dass jeder 
eingezahlte Euro gleich viel wert ist. Zahle 
ich beispielsweise doppelt so viel ein, er­
halte ich auch eine doppelt so hohe Rente. 
Wenn aber die Rentenversicherung zu ei­
nem allgemeinen Umverteilungsinstrument 
unter Aufhebung des Äquivalenzprinzips 
(siehe Beitrag von Prof. Ruland zur Beitrags­
äquivalenz) umgeformt wird, mit dem nicht 
mehr der Risikoausgleich, sondern ein Le­
bens- oder Einkommensausgleich erreicht 
werden soll, so läuft das Argument mit den 
„teuren Freiberuflern“ logischerweise ins 
Leere. Wie Sie alle wissen, gibt es politische 
Verlautbarungen, die in diese Richtung ge­
hen. Ich hatte Ihnen in der Vergangenheit 
wiederholt darüber berichtet. Die Rente ist 
aber kein Umverteilungsbahnhof. Fürsorge 
gehört hier nicht hin, sondern in andere Be­
reiche des Sozialsystems.

An dieser Stelle möchte ich Sie auf zwei Zah­
len aufmerksam machen: 
1.	Nach aktuellem Stand erhalten eine 

DRV-Rentnerin bzw. ein DRV-Rentner für 
1.000 € Beitrag Was ist Ihr Euro 

wert in der DRV 
und der BWVA?

im Jahr 2024 – 
bereits unter 
Berücksichti­
gung der geplanten Erhöhung zum 
01.07.2024 – künftig eine monatliche Rente 
in Höhe von 4,66 €. Bei der BWVA 

	 sind dies 5,85 €. Das sind also 25,4 % mehr. 
Ein Jahr zuvor (Einzahlung in 2023 – un­
ter Berücksichtigung der Erhöhung 
zum 01.07.2023) lag der Abstand bei 
25,0 %, also etwas geringer. Trotz höhe­
rer Dynamisierung der Deutschen Ren­
tenversicherung (4,57 % versus 3,25 %) 
wächst somit unser Vorsprung. Hinter­
grund ist die Steigerung der Bemessungs­
grundlage für Entgeltpunkte in der Deut­
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schen Rentenversicherung, nämlich des 
vorläufigen Durchschnittseinkommens um 
mehr als 5 %. Dies zeigt, wie wichtig es ist, 
nicht nur auf die Dynamisierung zu schau­
en, sondern auch auf das Einstiegsniveau 
der Renten. Der Euro ist und bleibt letztlich 
bei uns deutlich mehr wert als in der DRV. 

2.	Bei der zweiten Zahl geht es um die Aus­
wirkung der Beitragszahlung auf die Ren­
tenhöhe anhand eines fiktiven Teilnahme-

	 Auswirkungen der 
Beitragszahlung in die 
DRV und die BWVA

verlaufs in der 
BWVA und in 
der DRV. Wir 
haben folgen­

de Rechnung aufgestellt: Auf Basis der 
durchschnittlichen Beitragszahlungen un­
serer Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus 
dem vergangenen Jahr, unterteilt nach dem 
Lebensalter in Jahren und dem Geschlecht, 
haben wir angenommen, dass entspre­
chende Eurobeträge über die letzten Jahr­
zehnte eingezahlt wurden und errechnen 
daraus die Rentenhöhe zum 01.07.2024 bei 
der Versorgungsanstalt. Im zweiten Schritt 
haben wir unterstellt, dass genau diese  
Eurobeträge zur gleichen Zeit in die Deut­
sche Rentenversicherung eingezahlt wor­
den wären. Das Ergebnis ist beeindru­
ckend: Unsere Rente ist um 29 % höher. Bei 
Männern reden wir hier über einen gewal­
tigen Unterschied von mehr als  
900 Euro im Monat, bei den Frauen sind es 
immerhin noch mehr als 700 Euro. 

	 Eines macht diese Berechnung jedoch auch 
deutlich. Leider liegen die Einkommen unse­
rer weiblichen Teilnehmerinnen – und damit 
auch ihre Beiträge zur Versorgungsanstalt, 
also ihre Versorgungsabgaben – noch im­
mer erheblich unter denen ihrer männlichen 
Kollegen. Das mag einerseits am sogenann­
ten Gender-Gap, also einer noch immer un­
gleichen Bezahlung der Geschlechter, liegen. 

Andererseits ist dies aber auch ein Spiegel 
der Erwerbsbiografien. Noch immer arbei­
ten Frauen wesentlich häufiger in Teilzeit 
oder haben unterbrochene Erwerbsbiogra­
fien. Auf diesen Umstand weise ich in allen 
meinen Seminaren immer wieder hin: Die 
Rente ist und bleibt ein Spiegel der persön­
lichen Erwerbsbiografie. Das muss sich jede 
und jeder frühzeitig bewusstmachen.

In der ABV beschäftigen wir uns der­
zeit mit den wirtschaftlichen Auswirkun­
gen eines Abschneidens des Neuzu­
gangs, über den einige Politiker alternativ 
zur vollständigen Auswirkungen 

eines Abschneidens 
des Neuzugangs

Erwerbstätigen­
v e r s i c h e r u n g 
nachdenken. Für 
uns in der Versorgungsanstalt wäre das 
nicht nur eine große finanzielle Einbuße, 
sondern es wäre meiner Meinung nach 
eine Enteignung. Wir gehen vom ersten Tag 
davon aus, die laut Rentenformel vorausge­
sagte Rente zu erhalten, in die laut Formel 
der Neuzugang eben rechnerisch einbe­
zogen ist. Er ist Teil der Rentenformel. Die 
Berücksichtigung des Neuzugangs beruht 
auf der satzungsmäßigen und durch Lan­
desgesetzgebung gestützten Pflichtmit­
gliedschaft der Kammerangehörigen in der 
Versorgungsanstalt. Ein Abschneiden des 
Neuzugangs mit der Folge einer notwendi­
gen Kürzung von Renten und Anwartschaf­
ten käme demnach, falls sie nicht finanziell 
vom Gesetzgeber ausgeglichen wird, einer 
Enteignung gleich, die wir nicht kampflos 
hinnehmen würden und gegen die wir uns 
mit allen Mitteln wehren werden. Es ist ge­
nug mit dem Bashing der Freiberufler! Es 
muss endlich Schluss sein damit!

Nachdem ich über die wirtschaftliche Nach­
haltigkeit referiert habe, möchte ich auch 
auf die ökologische Nachhaltigkeit eingehen. 
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Dieses Thema wurde im vergangenen Jahr 
weiterhin intensiv vom Verwaltungsrat, der 
Präsidentin und der Geschäftsführung bear­
beitet. Das Nachhaltigkeitsziel wurde – wie Sie

Ökologische 
Nachhaltigkeit

wissen – bereits 
2021 in den Be­
schlüssen durch 
die Vertreterver­

sammlung mit großer Mehrheit demokra­
tisch gefasst. Die Versorgungsanstalt ist im 
vergangenen Jahr weitere wesentliche 
Schritte zur Konkretisierung der Nachhaltig­
keit in ihrer Kapitalanlage gegangen. Um die 
sogenannte ESG-Kriterien (ESG steht für „En­
vironmental“, „Social“ und „Governance“) in 
der Kapitalanlage systematisch zu messen 
und über die Jahre vergleichbar analysieren 
zu können, wurde ein externer Dienstleister 
zur regelmäßigen umfassenden Portfolio­
analyse hinsichtlich Nachhaltigkeitsaspekten 
ausgewählt und beauftragt. Eine Repor­
ting-Struktur wurde erarbeitet, auf deren Ba­
sis sich die ESG-Eigenschaften des Portfolios 
sowohl ermitteln und über die Jahre verglei­
chen lassen werden. Die angestrebte Ver­
besserung kann dadurch gesteuert werden. 
Konkret werden dabei die liquiden Kapitalan­
lagen einerseits hinsichtlich ihrer E, S und 
G-Qualitäten eingestuft, der CO2-Ausstoß 
des Portfolios gemessen und analysiert so­
wie mögliche Verstöße gegen die UN Global 
Compact-Prinzipien untersucht. Zusätzlich 
werden Engagement-Aktivitäten dokumen­
tiert. Gleichzeitig werden ESG-Kriterien bei 
der Neuanlage berücksichtigt. Wo möglich 
und sofern wirtschaftlich sinnvoll, werden 
bewusst nachhaltige Investitionen getätigt. 
Dabei wird deutlich, dass die Befolgung der 
Empfehlungen der Asset-Liability-Manage­
ment-Studie (ALM-Studie) zur Erfüllung des 
gesetzlichen Versorgungsauftrags uns be­
züglich der ESG-Kennzahlen auch vor Her­
ausforderungen stellt. Dies wird im Verwal­
tungsrat der BWVA transparent dargestellt 
und diskutiert.

Die Prinzipien verantwortungsvollen Inves­
tierens der vereinten Nationen (UN PRI) sind 
nahezu vollständig in den extern verwalteten 
Fonds der Versorgungsanstalt umgesetzt. In 
jeder Fondssitzung stellt neben Rückblick, Aus­
blick und Strategie des jeweiligen Fonds die 
ESG-Analyse einen wesentlichen Bestandteil 
dar, über den detailliert berichtet wird. Unser 
Ziel, die Nachhaltigkeitseigenschaften unseres 
Portfolios kontinuierlich zu verbessern, wird 
systematisch überwacht. 

Bei illiquiden Vermögenswerten wie Immo­
bilien hat die Versorgungsanstalt weiterhin 
das Ziel verfolgt, ESG-Kriterien im Investiti­
onsprozess zu verankern und die Nachhal­
tigkeitswirkungen systematisch zu erhöhen. 
In diesem Zuge wurden 2023 auch weitere 
Bestandsimmobilien im Rahmen nationaler 
sowie internationaler Nachhaltigkeitspro­
gramme zertifiziert. Darüber hinaus erfolgen 
in den Portfolios regelmäßig Maßnahmen an 
einzelnen Immobilien wie z. B. energetische 
Sanierungen. 

In der direkten Immobilienanlage der Versor­
gungsanstalt wurde das Immobilienportfolio 
durch mehrere Energieberatungsbüros mit­
hilfe eines einheitlichen Systems hinsichtlich 
energetischer und ökologischer Gesichts­
punkte bewertet. Im Anschluss werden die 
Ergebnisse analysiert und Maßnahmen sowie 
Strategien für die einzelnen Objekte fest­
gelegt, um das Portfolio weiter in Richtung 
Nachhaltigkeit und des angestrebten Ziels 
der CO2-Neutralität zu entwickeln. Die Maß­
nahmen stehen in der Regel im Einklang mit 
den wirtschaftlichen Zielen der Versorgungs­
anstalt, da Einsparpotenziale bei den Neben­
kosten die erzielbare Miethöhe und damit 
den Immobilienwert verbessern können. 

Grundsätzlich ist es unser Ziel Nachhaltig­
keitsrisiken in der Kapitalanlage zu vermei­
den. Ansonsten besteht die Gefahr, dass 
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Vermögenswerte, die zeitgemäße Nachhaltig­
keitsanforderungen nicht mehr erfüllen, auch 
keine wirtschaftlich sinnvolle Verwendung 
mehr finden, was mit dem Begriff „stranded 
assets“ bezeichnet wird. 

Zentral bleibt gleichwohl die Erfüllung des ge­
setzlichen Versorgungsauftrags der BWVA. 

Erfüllung des 
gesetzlichen 
Versorgungsauftrags

Die Berücksichti­
gung von Nach­
ha l t igke i ts as ­
pekten soll die 

Rendite-Risiko-Eigenschaften des Kapital­
anlageportfolios nicht eintrüben, sondern 
deren Zielerreichung unterstützen.

Schließlich möchte ich noch auf die mögliche 
Doppelbesteuerung von Renten eingehen, 
die seit Jahren intensiv diskutiert wird. Bereits 
im Jahr 2002 musste die Besteuerung von 
Renten aufgrund des Urteils des Bundesver­
fassungsgerichts überarbeitet werden, um  

Doppelbesteuerung

eine absehbare 
verfassungswid­
rige Doppelbe­
steuerung zu ver­

meiden. Seit 2005 werden Renten nicht mehr 
nach dem sogenannten Ertragsanteilsverfah­
ren besteuert, wobei nur ein bestimmter Pro­
zentsatz der Rente als Einkommen versteuert 
wird, sondern es wurde schrittweise zur so­
genannten „Nachgelagerten Besteuerung“ 
übergegangen. Probleme mit einer mögli­
chen Doppelbesteuerung waren jedoch ver­
blieben. Erst seit 2023 können Erwerbstätige 
ihre Rentenbeiträge zu 100 % von der Steuer 
absetzen. Um die potenzielle Doppelbesteu­
erung abzumildern, wurde darüber hinaus 
mit dem Wachstumschancengesetz im März 
dieses Jahres auch der Anstieg des steuer­
pflichtigen Rentenanteils für Neurentnerin­
nen und -rentner reduziert. Der Übergang 
auf die nachgelagerte Besteuerung wird so­
mit gestreckt. Ab dem Jahr 2023 wird der An­
stieg des Besteuerungsanteils für jeden neu­

en Renteneintrittsjahrgang auf einen halben 
Prozentpunkt jährlich reduziert. Für die Ko­
horte 2023 beträgt der maßgebliche Besteu­
erungsanteil demnach anstatt 83 % nur 
noch 82,5 %. Nach seinem kontinuierlichen 
jährlichen Anstieg erreicht er nun erstmals 
für die Kohorte 2058 100 %, also 18 Jahre 
später als bisher geplant. Steuerrechtler wie 
der Würzburger Prof. Dr. Dirk Kiesewetter 
betonen, dass auch mit dem Wachstums­
chancengesetz die Doppelbesteuerung 
nicht vollständig vermieden wird. Insbeson­
dere Selbstständige und Angestellte mit ho­
hen Einkommen und Beitragszahlungen 
können weiterhin von einer Doppelbesteue­
rung betroffen sein. 

Aufgrund zweier Urteile des Bundefinanzhofs 
vom 19. Mai 2021 hatte das BMF im Novem­
ber 2021 ein Gutachten zum gesetzlichen 
Anpassungsbedarf in Bezug auf die Besteu­
erung von Renten aus der Basisversorgung 
in Auftrag gegeben und hieraus 2792 Fall­
konstellationen erarbeitet. Dieses Gutachten 
wurde unter dem 4. Februar 2023 erstattet 
und der ABV erst im November bekannt. Die 
berufsständisch Versorgten wurden hierbei – 
warum auch immer – vergessen. Da Versor­
gungswerke hierzu auch keine Daten ihrer 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer haben, ver­
suchen wir nun, nachdem wir uns zu Wort ge­
meldet haben, mögliche Konstellationen von 
Freiberuflern in einer Arbeitsgruppe mit dem 
Finanzministerium zu erarbeiten. In dieser 
Arbeitsgruppe konnte ich unseren stellvertre­
tenden Geschäftsführer Herrn Mietzner un­
terbringen, der als langjähriger Abteilungs­
leiter der Abteilung Versorgung Einblick in 
Erwerbsbiographien der drei an der Versor­
gungsanstalt beteiligten Berufsgruppen hat.

Letztlich geht es darum festzustellen, welche 
Rentenbeiträge aus versteuertem Einkom­
men bezahlt wurden und welche nicht. Typi­
sierte Versicherungsbiographien berufsstän­
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disch Versorgter sind zu berücksichtigen. 
Entsprechende Pauschalierungen sind zu 
erarbeiten, allerdings mit einer Exit-Klausel 
für das Mitglied, wenn die Pauschalierung 
für ihn/sie nicht zutrifft. Ziel muss sein, so 
mein Votum im ABV-Vorstand, unsere Teil­
nehmerinnen und Teilnehmer in den zu be­
rücksichtigenden Konstellationen bestmög­
lich abzubilden und möglicherweise auch 
eine Handreichung für die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer von Versorgungswerken zu 
erarbeiten, welche steuerlichen Unterlagen 
man unbedingt bis zu seinem Renteneintritt 
aufbewahren muss, um Nachweis über aus 
versteuerten Mitteln erbrachte Beiträge füh­
ren zu können.

Lassen Sie mich wie gewohnt noch einige 
Zahlen und Informationen zum laufenden 
Versorgungsbetrieb und zu meinen Vorträ­
gen und Seminaren nennen. Sowohl die Zahl

Teilnehmerzahl, Ver-
sorgungsabgaben und 
-leistungen

unserer aktiven 
Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer 
als auch die ge­

zahlten Versorgungsabgabenhaben sich 2023 
weiter erhöht. Die Zahl der aktiven Teilneh­
merinnen und Teilnehmer stieg um 1,2 % auf 
66.405. Im Vorjahr betrug der Anstieg 1,3 %. 
Die Versorgungsabgaben wuchsen um 4,41 %  
auf 1,017 Mrd. EUR. Im Vorjahr betrug diese 
Steigerung nur 1,41 %. Die Zahl der Versor­
gungsempfängerinnen und -empfänger hat 
insgesamt um 3,3 % auf 26.905 zugenom­
men. Ein ähnlicher Anstieg wie im Vorjahr. 
Auch die Zahl der laufenden Ruhegelder 
stieg wie im Vorjahr um 3,6 % auf 21.564. 
Die Summe der Versorgungsleistungen be­
trug im Jahr 2023 816 Mio. EUR, 2022 waren  
dies 782 Mio. EUR. Dennoch liegen die Ver­

sorgungsleistungen noch immer deutlich un­
ter den Versorgungsabgaben. 

Ende vergangenen Jahres hielt ich in meiner 
Funktion als Vorsitzende des Verwaltungs­
rats und Präsidentin der Versorgungsan­
stalt meinen jährlichen Bericht in der Lan­
deszahnärztekammer. Zudem hielt ich im 
Laufe des Jahres Vorlesungen zur berufs­
ständischen Alters-, Invaliditäts- und Hin­
terbliebenenversorgung im Rahmen der 
Berufskundevorlesungen an den Univer­
sitäten Heidelberg, Tübingen und Ulm. In
Kooperation mit

Vorträge, Seminare 
und Vorlesungen

der Landesärz­
te-, Landeszahn­
ärzte- sowie der 
Landestierärztekammer veranstaltete ich 
wieder das von mir konzipierte Online-Fort­
bildungsseminar für Neuapprobierte aller 
drei Berufsgruppen. Die Resonanz auf die­
ses neue Seminar war wieder so ausgezeich­
net, dass wir künftig sogar die Teilnehmer­
zahl begrenzen müssen, um weiterhin alle 
Fragen abarbeiten zu können. Zusätzlich re­
ferierte ich in beiden BWVA-Grundlagense­
minaren für alle Teilnehmerinnen und Teil­
nehmer der Versorgungsanstalt, im Frühjahr 
online und im Herbst als Präsenzseminar in 
Heidelberg. Bei den Feierlichkeiten zum 
100-jährigen Jubiläum der Bayerischen Ärz­
teversorgung und damit der Berufsständi­
schen Versorgung insgesamt hielt ich zudem 
in meiner Funktion als stellvertretende Vor­
standsvorsitzende der ABV die Ansprache 
auf dem Nockherberg in München – dies war 
eine rundum sehr gelungene Feierlichkeit 
am Vorabend der Mitgliederversammlung 
nach den Ständigen Konferenzen der Ver­
sorgungswerke der Heilberufe.



Was möchte ich Ihnen als Fazit mitgeben? 
Insgesamt war 2023 ein durchaus positives 
Geschäftsjahr und wir haben Grund zur An­
nahme, dass sich die Entwicklung in ähnli­
cher Weise fortsetzen wird. Die „Nullrunde“ 

Fazit

im vergangenen 
Jahr war für uns 
alle schmerzhaft, 
aber Sie können 

sehen: Sobald die Umfeldbedingungen, auf 
die wir als Versorgungswerk keinen Einfluss 
haben, nicht mehr historisch schlecht aus­
fallen, zeigt sich die Stärke unseres Sys­
tems. Unsere politischen Umfeldbedingun­
gen müssen wir verteidigen, Aufklärungs-
arbeit, auch intern, leisten, denn vielen Kol­
leginnen und Kollegen sind die Parteipro­
gramme ihrer bevorzugten Partei bzgl. der 
Auswirkungen auf ihre berufsständische 
Altersversorgung nicht bekannt und nicht 
bewusst. Also: Informieren Sie sich vor Ihrer 
Wahlentscheidung.

Von Ihnen allen erwarte ich, dass Sie sich für 
die Berufsständische Altersversorgung, allein 
schon aus der Kenntnis der Historie heraus, 
stark machen und Sie gegenüber politischen 
ideologisierten Angriffen verteidigen. 

Wir sind geschützt, wir bedürfen keines 
Schutzes durch die DRV und haben sogar die 
Demographie eingepreist und ausfinanziert 
und finanzieren solidarisch über unsere Steu­
ern den Bundeszuschuss zur DRV und die Be­
amtenversorgung, ohne von diesem System 
zu profitieren. Wir können uns also nur ver­
schlechtern, aber die DRV täte dies mit uns 
mittelfristig auch. Diese Botschaft müssen wir 
lauter verkünden.

Sie sehen, wir haben die BWVA für die künf­
tigen Herausforderungen sowohl personell 
als auch inhaltlich gut aufgestellt. Und ich bin 
Ihnen dankbar für die Unterstützung unserer 
Arbeit. Gerade diese Gemeinsamkeit bedeu­
tet mir viel.

Dr. Eva Hemberger
Präsidentin der Versorgungsanstalt



A
Rechtsform, Aufgaben, Organe und Aufsicht

Rechtsform
Die Versorgungsanstalt wurde durch Gesetz 
vom 2. August 1951 (RegBl. Württemberg- 
Hohenzollern S. 83) errichtet; ihr Wirkungs­
bereich wurde durch Gesetz vom 4. Juli 1961 
(GBl. für Baden-Württemberg S. 207) auf das 
ganze Land Baden-Württemberg ausge­
dehnt. Sie ist eine rechtsfähige Anstalt des 
öffentlichen Rechts mit dem Sitz in Tübingen 
(§ 1 des Gesetzes über die Versorgungs­
anstalt für Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte – 
nachfolgend „VA-Gesetz“ genannt).

Aufgaben
Die Versorgungsanstalt gewährt den Teilneh­
mern (Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte) Alters­
ruhegeld und Ruhegeld bei Berufsunfähigkeit 
mit Kinderzuschlag sowie ihren Angehörigen 
Hinterbliebenenversorgung (Witwenrente, 
Witwerrente, Halbwaisenrente, Vollwaisenren­
te, Sterbegeld) nach den Bestimmungen des 
Gesetzes und der Satzung (§ 2 VA-Gesetz).



  Bericht des Geschäftsführers

21

Organe
Organe der Versorgungsanstalt sind die Ver­
treterversammlung, der Verwaltungsrat und 
der Vorsitzende des Verwaltungsrats. Ihre 
Ämter sind Ehrenämter (§ 3 VA-Gesetz).

DIE VERTRETERVERSAMMLUNG
Die Vertreterversammlung erlässt die 
Satzung und die Gebührenordnung. Sie be­
schließt über den jährlichen Haushaltsplan, 
die Anerkennung der Jahresrechnung und 
die Entlastung des Verwaltungsrats und stellt 
Richtlinien für die Anlage von Vermögen auf 
(§ 4 VA-Gesetz).

DER VERWALTUNGSRAT
Der Verwaltungsrat beschließt über alle 
Angelegenheiten der Versorgungsanstalt, 
soweit das Gesetz oder die Satzung nichts 
anderes bestimmen; Angelegenheiten, die 
der Beschlussfassung der Vertreterversamm­
lung vorbehalten sind, bereitet er vor (§ 5 
VA-Gesetz).

DER VORSITZENDE DES VERWALTUNGSRATS
Der Vorsitzende des Verwaltungsrats leitet 
die Verwaltung der Versorgungsanstalt und 
vertritt sie gerichtlich und außergerichtlich 
(§ 6 VA-Gesetz). Er führt den Titel Präsident 
der Versorgungsanstalt (§ 11 der Satzung).

Aufsichtsbehörde
Die Versorgungsanstalt untersteht der 
Staatsaufsicht. Sie wird geführt vom Sozial­
ministerium Baden-Württemberg im Beneh­
men mit dem Ministerium Ländlicher Raum 
Baden-Württemberg (§ 13 VA-Gesetz).



Das Jahr 2023 war von politischen und 
wirtschaftlichen Turbulenzen sowie militä­
rischen Konflikten geprägt. Der russische 
Angriffskrieg auf die Ukraine setzte sich 
fort. Ein sich anbahnender Aufstand gegen 
den russischen Präsidenten Wladimir Putin 
durch Jewgeni Prigoschin und die Söldner­
truppe Wagner endete nach einem Marsch 
in Richtung Moskau im Juni bereits nach 
nur einem Tag. Am 7. Oktober verübte die 
Hamas einen massiven Terrorangriff auf 
Israel, woraufhin es zu einer Bodenoffensi­
ve Israels im Gazastreifen mit erheblichen 
Verlusten seitens der dortigen Zivilbevölke­
rung kam. Gegenüber den kriegerischen Er­
eignissen geriet schnell in den Hintergrund, 
dass die Corona-Pandemie hierzulande im 
Frühjahr offiziell für beendet erklärt wurde. 
Bereits im April des vergangenen Jahres 

wurden alle Corona-Beschränkungen in 
Deutschland aufgehoben.

Innenpolitisch dominierten 2023 zahlreiche 
Konflikte die Tagesordnung. Es endete das 
Zeitalter der Kernenergie. Zahlreiche Fach­
leute und auch der Bundesrechnungshof 
kritisierten, dass die Alternativen zur Siche­
rung der Stromerzeugung in Deutschland 
und insbesondere die notwendigen Speicher- 
und Netzkapazitäten noch nicht ausreichend 
ausgebaut seien. Deutschland entwickelte 
sich vom Nettoexporteur zum Nettoimpor­
teur von Strom, wobei die Importe nicht nur 
aus erneuerbaren Quellen, sondern zum Teil 
auch aus Atomkraft oder fossilen Quellen 
stammen. Die im internationalen Vergleich 
sehr hohen Energiekosten Deutschlands 
spiegeln diese Problematik wider. 

Geschäftsablauf

Politisches und wirtschaftliches Umfeld

B
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Das Bürgergeld ersetzte das Hartz IV-Kon­
zept. Bei Landtagswahlen erzielte die AfD in 
mehreren Bundesländern deutliche Zugewin­
ne bei gleichzeitigen Verlusten aller Parteien 
der Ampelkoalition. Ende des Jahres löste 
sich die Linksfraktion im Bundestag auf und 
Sahra Wagenknecht kündigte die Gründung 
einer neuen Partei an. Im November erklärte 
das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe 
eine Umwidmung von 60 Mrd. Euro nicht 
benötigter Corona-Kredite in den Klima- und 
Transformationsfonds für unrechtmäßig. Das 
Urteil stellte die Bundesregierung vor große 
Probleme, nicht nur für den laufenden Haus­
halt 2023, sondern auch für den um 3,4 % 
gestiegenen Etat 2024.

Zur Lösung der Haushaltskrise einigte sich 
die Bundesregierung letztlich auf ein Bündel 
von Maßnahmen. Umfragen zeigten eine 
wachsende Unzufriedenheit der Bevölkerung 
mit der Ampelkoalition, wovon die politischen 
Ränder profitierten.

Das Jahr 2023 war gleichzeitig weltweit 
das bis dato heißeste Jahr seit Beginn der 
Klimaaufzeichnungen. Seit Juli 2023 stellte 
fast jeder Tag einen neuen globalen Lufttem­
peraturrekord für die jeweilige Jahreszeit auf 
und die Temperaturen der Meeresoberflä­
chen erreichten neue Höchstwerte. Entspre­
chend setzten sich die Diskussionen um die 
Notwendigkeit, aber auch die Möglichkeiten 
und Grenzen einer Dekarbonisierung der 
Weltwirtschaft fort. 

Deutschland konnte 2023 kein Wachstum 
erzielen. Im internationalen Vergleich fiel 
die deutsche Wirtschaft weiter zurück. Zum 
neunten Mal in der Geschichte der Bundes­
republik Deutschland schrumpfte das reale 
Bruttoinlandsprodukt, im Jahr 2023 um 0,3 % 
nach einem Wachstum von 1,8 % im Vorjahr. 
Der Euroraum als Ganzes erzielte immerhin 

ein Wachstumsplus von 0,6 % und die USA 
gar eines von 2,4 %. Die Konsumentenpreise 
stiegen in der Eurozone im Jahresverlauf 
um 5,5 % nach einem Anstieg von 8,4 % im 
Vorjahr. 

Die Finanzmärkte beschäftigte 2023 vor 
allem die Frage, wie schnell und wie deutlich 
die Inflation nach dem Schub des Vorjahres 
zurückgehen werde. Dementsprechend 
fokussierte sich der Blick der Marktteilneh­
mer auf die Geldpolitik der Notenbanken. 
Zur Inflationsbekämpfung erhöhte die EZB 
den Leitzins im vergangenen Jahr weiter 
von 2,5 % bis auf 4,5 % und den Einlagen­
zins der Banken bei der EZB auf 4,0 %. Die 
in den zurückliegenden Jahren aufgelegten 
Notfallankaufprogramme reduzierte die EZB 
sukzessive und stellte sie schließlich ein. Die 
US-Notenbank FED erhöhte ihren Leitzins im 
Laufe des vergangenen Jahres von 4,5 % auf 
5,5 %.

Die Anleihemärkte boten aufgrund des 
attraktiven Zinsniveaus nach langer Zeit nun 
wieder eine Alternative zu anderen Assetklas­
sen wie beispielsweise Immobilien. Bereits 
gegen Ende des Jahres nahmen die Kapital­
märkte den Rückgang der Inflation in den 
Renditen vorweg und preisten für 2024 meh­
rere Zinssenkungen ein. Die Umlaufrendite 
deutscher Bundesanleihen fiel im Laufe des 
Jahres entsprechend von 2,50 % auf 2,03 %. 
Der REX-Performance Index für deutsche 
Staatsanleihen erzielte mit +3,55 % ein 
positives Resultat. Mit europäischen Unter­
nehmensanleihen guter und mittlerer Bonität 
konnte man mit +8,19 % sogar ein sehr gutes 
Jahresergebnis erreichen. Der US-Dollar wer­
tete 2023 gegenüber dem Euro im Jahresver­
lauf rund 3 % ab. 

2023 war nicht nur für die Anleihemärkte, 
sondern auch für die meisten übrigen 
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Assetklassen ein positives Börsenjahr. Eine 
Rezession blieb in den meisten Ländern 
außerhalb Deutschlands aus und die Unter­
nehmensgewinne zeigten sich überwiegend 
stabil. Zahlreiche Unternehmen konnten 
gestiegene Kosten offenbar aufgrund von 
Preissetzungsmacht überwälzen. Mit der 
Aussicht auf Zinssenkungen haussierten die 
Aktienmärkte gegen Jahresende. Der DAX 
zeigte mit +20,3 % eine sehr gute Entwick­
lung im Kalenderjahr 2023, ebenso der Euro 
Stoxx 50 Total Return Index mit +22,2 %. 
Nebenwerte blieben dahinter etwas zurück, 
der MDAX erreichte +8,0 %. 

Der Preis der Feinunze Gold stieg um rund 
13 %. Der Goldpreis schloss am Jahresende 
bei rund 2.063 Dollar je Feinunze. Dagegen 
fiel der Ölpreis nach dem starken Anstieg des 
Vorjahres. Das Fass Öl kostete Ende 2023 gut 
71 US-Dollar, was einen Rückgang von über 
10 % im Jahresvergleich bedeutet. 

Die Immobilienmärkte standen 2023 über­
wiegend unter Druck. Nach der langjährigen 
Boomphase schlugen sich vor allem die stark 
gestiegenen Finanzierungskosten durch. 
Wegen des gestiegenen Energiepreisniveaus 
wuchs die Bedeutung des energetischen 
Zustands insbesondere älterer Immobilien. 
Auch wenn sich das Mietwachstum an den 
Immobilienmärkten in der Breite robust zeig­
te, wurden Vermietungs- und Leerstandsri­
siken vor allem im gewerblichen Bereich von 
den Investoren kritischer hinterfragt. Dies 
führte zu einer Zurückhaltung der Investo­
ren. Bei deutlich geringeren Transaktionsvo­
lumina kam es tendenziell zu Preisrückgän­
gen.
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Vertreterversammlung 
Die Vertreterversammlung setzte sich im Berichtsjahr 2023  der 19. Amtsperiode (2022 bis 
2026) wie folgt zusammen: 

VORSITZENDER DER VERTRETERVERSAMMLUNG
Prof. Dr. med. Michael Faist, Oberkirch

STV. VORSITZENDER DER VERTRETERVERSAMMLUNG
Dr. med. dent. Bert Bauder, Mannheim

Dr. med. Kurt Amann, Radolfzell
Dr. med. Birgit Bentz, Karlsruhe
Dr. med. Claudia Braig, Villingen-Schwenningen
Dr. med. Katharina Caspary, Weingarten
Dr. med. Jürgen de Laporte, Esslingen
Dr. med. Birgit Eissler, Reutlingen
Dr. med. Dipl.-Phys. Manfred Eißler, Reutlingen
Dr. med. Matthias Fabian, Stuttgart
Dr. med. Norbert Fischer, Ulm
Dr. med. Roland Fressle, Freiburg
Dr. med. Stephanie Funk, Westerheim
Dr. med. Peter Gasteiger, Schwetzingen
Dr. med. Stephanie Gösele, Heidelberg
Dr. med. Paula Hezler-Rusch, Konstanz
Ärztin Daniela-Ursula Ibach, Filderstadt
Dr. med. Ulrike Köhler, Ettlingen
Ärztin Stephanie Knirsch, Stuttgart

Dr. med. Robin T. Maitra, Hemmingen
Dr. med. Wolfgang Miller, Leinfelden-Echterdingen
Dr. med. Dorothee Müller-Müll, Freudenstadt
Dr. med. Maike Munz, Esslingen
Dr. med. Thomas Notheisen, Tübingen
(ab 05.09.2023)

PD Dr. med. Barbara Puhahn-Schmeiser,
Heidelberg 

Dr. med. Ulrike Quernheim, Freiburg
Dr. med. Frank J. Reuther, Ulm
Dr. med. Afsaneh Siebenborn, Schwaigern
Ärztin Christine Stiepak, Rastatt
Ärztin Carolyn Strass, Karlsbad
Ärztin Katharina Weis, Ulm-Lehr
Prof. Dr. med. Marko Wilke, Tübingen
(bis 04.09.2023)

ÄR
ZT

E
ZA

H
N

ÄR
ZT

E Zahnarzt Thorsten Albers, Heidelberg
Dr. med. dent. Sarah Bühler, Eislingen
Dr. med. dent. 
Florentine Carow-Lippenberger, Flein

Dr. med. dent. Christian Engel, Karlsruhe 
(bis 31.12.2023)
Dr. med. dent. Patrick Hartenstein, Karlsruhe
Dr. med. dent. Eva Hemberger, Heidelberg
Dr. med. dent. Frauke Jooß, Ravensburg
Dr. med. dent. Manfred Lieken, Rastatt
Dr. med. dent. Eberhard Montigel, Heilbronn
Dr. med. dent. Martin Nägele, Teningen

Dr. med. dent. Thomas Pittermann, Göppingen
Dr. med. dent. Patrick Putze, Stuttgart
Dr. med. dent. Peter Riedel, Waldkirch
Dr. med. dent. Markus Ritschel, Freiburg
Dr. med. dent. Christian Scheytt, Ulm
Zahnärztin Mandy Schramm, Denkingen
Dr. med. dent. Rainer-Udo Steck, Winnenden
Dr. med. dent. Bernd Stoll, Albstadt
Dr. med. dent. Norbert Struß, Freiburg
Dr. med. dent. Torsten Tomppert, Esslingen
Dr. med. dent. Jutta Vischer, Gärtringen
Dr. med. dent. Volker Werner, Hechingen
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Die 161. Sitzung der Vertreterversammlung 
fand am 24. Mai 2023 statt. Beschlossen 
wurde die Anerkennung der Jahresrechnung 
2022, die Entlastung des Verwaltungsrats für 
das Geschäftsjahr 2022 sowie der Haus­
haltsplan 2023 nebst Stellenplan. Ferner 
informierte der versicherungsmathematische 
Sachverständige der Versorgungsanstalt, 
Dr. Gerhard May (Büro Gassner und Partner, 
Stuttgart), die Mitglieder der Vertreterver­
sammlung im Rahmen der Punktwertrech­
nung über die Entwicklung des Bestands 
an Teilnehmerinnen und Teilnehmern, die 
Rechnungsannahmen, die Berechnungser­
gebnisse sowie die Bilanzanalyse und die 
Gewinnverwendung.

In der 162. Sitzung am 18. Oktober 2023 re­
ferierte Prof. Dr. Jochen Ruß zum Thema „Ak­
tuelle Herausforderungen der Altersvorsorge 
in Deutschland“. Einer möglichen Einbezie­
hung der Freiberuflerinnen und Freiberufler 
in die Deutsche Rentenversicherung erteilte 
Prof. Ruß eine klare Absage und bezeichne­
te sie als „kontraproduktiv“. „Aufgrund der 
höheren Lebenserwartung der Freiberufler 
wären die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
der Versorgungswerke für die gesetzliche 
Rente langfristig eine Belastung“.

Dr. med. vet. Manuela Bröckelmann, Breisach
Dr. med. vet. Thomas Buyle, Kernen
Dr. med. vet. Tanja Frey, Stuttgart
Dr. med. vet. Michael Hartmann, Tübingen

Tierarzt Benjamin Klumpp, Welzheim
Dr. med. vet. Christian Kübler, Hayingen
Dr. med. vet. Isa Zanker, Gutenzell

TI
ER

ÄR
ZT

E
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Verwaltungsrat

Dem von der Vertreterversammlung für die 19. Amtsperiode gewählten Verwaltungsrat 
(Amtszeit 2022 bis 2026) gehören an:

VORSITZENDE DES VERWALTUNGSRATS, PRÄSIDENTIN DER VERSORGUNGSANSTALT
Dr. med. dent. Eva Hemberger, Heidelberg

STV. VORSITZENDER DES VERWALTUNGSRATS
Dr. med. Matthias Fabian, Stuttgart

Dr. med. Kurt Amann, Radolfzell
Dr. med. Claudia Braig, Villingen-Schwenningen
Dr. med. Birgit Eissler, Reutlingen
Dr. med. Peter Gasteiger, Schwetzingen
Dr. med. Stephanie Gösele, Heidelberg
Dr. med. Robin T. Maitra, Hemmingen
Dr. med. Frank J. Reuther, Ulm

Dr. med. dent. Manfred Lieken, Rastatt
Dr. med. dent. Eberhard Montigel, Heilbronn
Dr. med. dent. Peter Riedel, Waldkirch
Dr. med. dent. Christian Scheytt, Ulm

Dr. med. vet. Manuela Bröckelmann, Breisach
Dr. med. vet. Michael Hartmann, Tübingen

Bestimmende Beratungsgegenstände der 
fünf Sitzungen des Verwaltungsrats waren in 
der Berichtsperiode die versicherungsmathe­
matischen Rechnungsgrundlagen sowie die 
Vermögensanlage mit ausführlichen Berich­
ten aller Assetklassen.

Ferner unterrichtete Rechtsanwalt Micha Gutt­
mann, Kommunikationsberater der Guttmann 
Communications GmbH, den Verwaltungsrat 
über „Wirkungsfaktoren der Unternehmens- 
und Verbandskommunikation“ und hob dabei 
die Wichtigkeit einer einstimmigen, zentral 
gesteuerten Kommunikation hervor.

JAHRESBERICHT
Im Frühjahr 2023 standen zunächst der 
Jahresbericht 2022 des Geschäftsführers, der 
Prüfungsbericht der Wirtschaftsprüfungsge­
sellschaft BANSBACH GmbH, Stuttgart, und 
der Entwurf des Haushaltsplans 2023 nebst 
Stellenplan an.

Der Verwaltungsrat entschied sich für einen 
Wechsel der Wirtschaftsprüfungsgesell­
schaft. Zuvor hatten verschiedene Prüfungs­
teams der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Bansbach in regelmäßigem, gewünschtem 
und geplantem Wechsel ihre jeweiligen 
Sichtweisen eingebracht und unterschied­
liche Schwerpunkte gesetzt. Grund für den 
Wechsel der Prüfungsgesellschaft war aus­
schließlich der Wunsch nach einem „neuen, 
eventuell anderen Blick“, der der Verwaltung 
und dem Ehrenamt der BWVA noch weitere 
Perspektiven eröffnen könnte. Nach Einho­
lung und Analyse verschiedener Angebote 
beauftragte der Verwaltungsrat die Wirt­
schaftsprüfungsgesellschaft Baker Tilly mit 
der Prüfung des Geschäftsjahres 2023.

Ferner machte der Verwaltungsrat von der 
in § 13 Abs. 4 der Satzung geschaffenen 
Möglichkeit der Bestimmung der Sicherheits­
rücklage Gebrauch. Der Verwaltungsrat 
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beschloss, die Sicherheitsrücklage auf 
10,4 % des Deckungsstocks und somit auf 
1,613 Mrd. EUR festzusetzen. Der Rech­
nungszins blieb unverändert bei 3,63 %. 
Auch der Punktwert zum 01.07.2023 blieb 
unverändert bei 88,25 EUR.

VERMÖGENSANLAGE
Das Thema der Vermögensanlage bildete 
in jeder Sitzung der Berichtsperiode einen 
Schwerpunkt. In der ersten Sitzung des 
Jahres beriet der Verwaltungsrat über die 
Anlagepolitik. Er beschloss, die strategische 
Asset-Allokation an der Empfehlung der 
2022 durchgeführten Asset-Liability-Manage­
ment-Studie auszurichten (ca. 41 % festver­
zinsliche Wertpapiere, ca. 30 % Aktien, ca. 13 %
Immobilien, ca. 13 % Anlagen in private Märk­
te und alternative Investments sowie ca. 3 % 
Geldmarktanlagen). Ferner lag dem Verwal­
tungsrat in jeder Sitzung der aktuelle Risikobe­
richt der Stabsstelle „Controlling Kapitalanla­
ge“ vor. Der Risikobericht basiert auf dem von 
der Arbeitsgemeinschaft Berufsständischer 
Versorgungseinrichtungen e. V. (ABV) ver­
fassten Leitfaden Risikomanagement. Dieser 
Leitfaden stellt eine mit den Länderaufsichts­
behörden abgestimmte Mindestanforderung 
an das Risikomanagement dar, um die Vor­
schriften des Versicherungsaufsichtsgesetzes, 
angepasst an die spezifischen Anforderungen 
der Versorgungswerke, zu erfüllen. 

Der Verwaltungsrat ließ sich über die Ergeb­
nisse des zum 31.05. des Geschäftsjahres 
durchgeführten Stresstests informieren.

Dem Verwaltungsrat wurde zudem in jeder 
Sitzung über die aktuelle Situation in der Ver­
mögensanlage berichtet. In je einer Sitzung 
bildeten dabei die Assetklassen „Festverzinsli­
che Wertpapiere“, „Aktien und Beteiligungen“ 
sowie „Direkte und indirekte Immobilienanla­
gen“ den Berichtsschwerpunkt.

Der Verwaltungsrat setzte sich im Berichts­
zeitraum intensiv mit dem Thema Nachhal­
tigkeit in der Vermögensanlage auseinander. 
Ihm wurde eine umfangreiche, regelmäßig 
stattfindende Analyse des Portfolios der 
BWVA präsentiert. Diese umfasst zahlreiche 
Kriterien und Kennzahlen über die intern 
und extern verwalteten liquiden Anlagen und 
erlaubt eine Kontrolle und Steuerung der 
ESG-Eigenschaften des Portfolios der BWVA 
zur Erreichung der durch Beschluss der 
Vertreterversammlung 2021 gesetzten Ziele 
über die kommenden Jahre.

Der Verwaltungsrat beschäftigte sich intensiv 
mit folgenden politischen Themen:
Die an Freiberuflerinnen und Freiberufler mit 
nicht nachvollziebarer Begründung nicht gezahl-
te Energiepreispauschale (siehe Veröffentli­
chung auf unser Internetseite www.bwva.de), 
die von diversen Parteien geplante Erwerbs­
tätigenversicherung in Zusammenhang mit 
den Gutachten der Professoren Ulber und 
Schlegel, die Veröffentlichungen der Sachver­
ständigenkommission und von Herrn 
Prof. Ruß sowie die Veröffentlichungen von 
Herrn Prof. Ruland zum Äquivalenzprinzip.

Einer Erwerbstätigenversicherung steht nicht 
zuletzt die Historie, nämlich der Ausschluss 
der Freien Berufe aus der Deutschen Renten­
versicherung im Rahmen der Adenauerschen 
Rentenreform, entgegen. Die Versorgungs­
werke sind Surrogat für diesen Ausschluss. 
Gleichzeitig können die Freiberuflerinnen 
und Freiberufler nachweisen, dass sie 
mit den Ansprüchen, die Ihren Beiträgen 
gegenüberstehen, die Deutsche Rentenversi­
cherung langfristig nicht entlasten, sondern 
belasten würden. Dies liegt daran, dass 
Freiberuflerinnen und Freiberufler nach­
weislich ca. vier Jahre älter werden als der 
Durchschnitt der Gesamtbevölkerung – und 
in Baden-Württemberg noch einmal älter als 



  Bericht des Geschäftsführers

29

in den meisten anderen Bundesländern – 
und das Renteneintrittsalter auch häufiger 
erreichen.

REGULARIEN
Als Widerspruchsbehörde nach § 14 des 
VA-Gesetzes über die Versorgungsanstalt 
entschied der Verwaltungsrat während des 
Berichtsjahres in 17 Fällen (Vorjahre: 14, 7).
 Sämtliche Widersprüche gegen die Ent­
scheidungen der Verwaltung wurden 
zurückgewiesen. Gegen 3 (Vorjahre: 6, 4) 
Widerspruchsentscheidungen wurde bei den 
Verwaltungsgerichten im Berichtszeitraum 
Klage erhoben.

Der Verwaltungsrat informierte sich ferner 
über die jährlichen Aktionen der Verwaltung 
bezüglich der Meldung und des Nachweises 
der Berufseinkünfte bei der Abgabenerhe­
bung und der Gewährung von vorgezoge­
nem Altersruhegeld mit Berufsaufgabe.

Zudem entschied der Verwaltungsrat im Jahr 
2023 über insgesamt 14 (Vorjahre: 6, 17) An­
träge von Berufsangehörigen, Teilerlass von 
Versorgungsabgaben oder Ermessensleis­
tungen zu gewähren. Allen Anträgen wurde 
entsprochen.

STÄNDIGE KONFERENZEN / ABV
Die Präsidentin und Mitglieder des Verwal­
tungsrats berichteten in mehreren Sitzungen 
über ihre Teilnahme an den Ständigen Kon­
ferenzen „Ärztliche Versorgungswerke“ der 
Bundesärztekammer, der Versorgungswerke 
der Zahnärzte und der Versorgungswerke 
der Tierärzte sowie der Mitgliederversamm­
lung unserer Dachorganisation, der Arbeits­
gemeinschaft Berufsständischer Versor­
gungseinrichtungen e. V. (ABV).

Die Versorgungsanstalt ist Mitglied der 
ABV. Aufgabe der ABV ist es, im Rahmen 

des gegliederten Systems der Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung gemeinsame 
Interessen zu wahren, zu fördern und zu 
vertreten. Die Präsidentin ist seit 2016 Vorsit­
zende der Ständigen Konferenz der Versor­
gungswerke für Zahnärzte. Weiterhin ist sie 
seit diesem Zeitpunkt Mitglied des Vorstands 
der ABV sowie seit 2020 stellvertretende 
Vorsitzende des Vorstands. Somit vertritt die 
Präsidentin der Versorgungsanstalt, Frau 
Dr. Eva Hemberger, sowohl in ihrer Funktion 
als Vorsitzende der Ständigen Konferenz 
der Versorgungswerke für Zahnärzte, als 
auch als stellvertretende Vorsitzende des 
Vorstandes der ABV, die Interessen der 
Angehörigen aller verkammerten Freien 
Berufe. Sie nimmt an Sitzungen aller drei 
ständigen Konferenzen, an allen Bespre­
chungen des Vertretungsvorstands der ABV, 
an allen Vorstandssitzungen der ABV und 
an der Mitgliederversammlung der ABV teil. 
Im Oktober 2023 leitete sie gemeinsam mit 
dem weiteren stellvertretenden Vorsitzenden 
der ABV, Hartmut Rüdiger, die diesjährige 
Mitgliederversammlung der ABV.

VORTRÄGE DER PRÄSIDENTIN
Die Präsidentin hielt ihren Bericht über die 
Versorgungsanstalt in der Landeszahnärz­
tekammer und stellte ihn der Vertreterver­
sammlung ferner zur Verfügung. Zudem 
hielt sie Vorlesungen zur berufsständischen 
Alters-, Invaliditäts- und Hinterbliebenenver­
sorgung im Rahmen der Berufskundevorle­
sungen an den Universitäten Heidelberg und 
Tübingen. In Kooperation mit der Landesärz­
te-, Landeszahnärzte- sowie der Landestier­
ärztekammer veranstaltete die Präsidentin 
zusätzlich ein neu von ihr konzipiertes On­
line-Fortbildungsseminar für Neuapprobierte 
aller drei Berufsgruppen. Die Resonanz auf 
dieses neue Seminar war ausgezeichnet. 
Zusätzlich referiert die Präsidentin regelmä­
ßig in den zweimal jährlich stattfindenden 
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Sachverständige
Der versicherungsmathematische Sachver­
ständige der Versorgungsanstalt, Dr. Gerhard 
May (Büro Gassner und Partner, Stuttgart), 
errechnete gemäß § 28 Abs. 4 der Satzung 
den ab 01.07.2023 maßgebenden Punktwert 
mit 88,25 EUR (unverändert). Der Punkt­
wertrechnung wurden die „Berufsständi­
schen Richttafeln nach Klaus Heubeck / ABV“ 

(bRT 2006 P), erstellt vom Versicherungs­
mathematiker Prof. Dr. Heubeck, Köln, die 
Satzung in der ab 01.01.2021 geltenden 
Fassung und der Technische Geschäftsplan 
in der ab 01.04.2022 geltenden Fassung 
zugrunde gelegt. Die Versorgungsanstalt 
wendet als Finanzierungsverfahren das offe­
ne Deckungsplanverfahren an.

Satzungsausschuss
Dem von der Vertreterversammlung für die 19. Amtsperiode gewählten Satzungsaus­
schuss (Amtszeit 2022 bis 2026) gehören an:

Vorsitzender des Satzungsausschusses
Dr. med. vet. Michael Hartmann, Tübingen

Stv. Vorsitzender des Satzungsausschusses
PD Dr. med. Barbara Puhahn-Schmeiser, Heidelberg

Dr. med. Katharina Caspary, Weingarten
Dr. med. Jürgen de Laporte, Esslingen
Dr. med. Ulrike Quernheim, Freiburg
Dr. med. Afsaneh Siebenborn, Schwaigern
Ärztin Christine Stiepak, Rastatt
Ärztin Katharina Weis, Ulm-Lehr
Prof. Dr. med. Marko Wilke, Tübingen 
(bis 04.09.2023)

Dr. med. dent. Frauke Jooß, Ravensburg
Dr. med. dent. Manfred Lieken, Rastatt
Dr. med. dent. Markus Ritschel, Freiburg
Dipl. Stom. Mandy Schramm, Denkingen
Dr. med. dent. Rainer-Udo Steck, Winnenden
Dr. med. vet. Tanja Frey, Stuttgart

Der Satzungsausschuss kam im Berichtszeitraum zu keiner Sitzung zusammen.

Seminaren für die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer der Versorgungsanstalt. Bei den 
Feierlichkeiten zum 100-jährigen Jubiläum 
der Bayerischen Ärzteversorgung und damit 
der Berufsständischen Versorgung insge­

samt hielt die Präsidentin in ihrer Funktion 
als stellvertretende Vorstandsvorsitzende 
der ABV die Ansprache auf dem Nockher­
berg in München.
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Organisation
Die hauptamtliche Verwaltung der Versorgungsanstalt war im Geschäftsjahr 2023 wie folgt 
gegliedert:

Geschäftsführer
Dr. Stefan Klomfass 

Stv. Geschäftsführer
Claus Mietzner

Abteilung Leiter 
1 – Versorgung Francis Graas
2 – Direkte Immobilienanlage Martin Schäfer
3 – Festverzinsliche Wertpapiere Günter Mayer
4 – Aktien und Beteiligungen Stefan Martin
5 – Innere Dienste Christian Miller
6 – Indirekte Immobilienanlage Fabian Reinecker

AUFGABEN
Die Verwaltung unterstützt die Organe der 
Versorgungsanstalt und den Satzungsaus­
schuss bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
und führt deren Beschlüsse durch. Nach 
Maßgabe des VA-Gesetzes und der Satzung 
werden der Eintritt, das Entfallen und das 
Erlöschen der Pflichtteilnahme sowie der 
Eintritt und das Erlöschen der freiwilligen 
Teilnahme festgestellt. Bei abgabepflichtigen 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern werden 
jährlich Dauer und Höhe der zu leistenden 
Versorgungsabgaben ermittelt, durch Be­
scheid bekanntgegeben und die satzungsge­
mäßen Zahlungen überwacht. Für Teilneh­

merinnen und Teilnehmer sowie für ihre 
Hinterbliebenen werden im Versorgungsfall 
die Anspruchsvoraussetzungen geprüft, die 
Höhe der Versorgungsleistungen errechnet 
und die fälligen Beträge ausgezahlt. Die da­
bei erforderliche Datenverarbeitung erfolgt 
nach den Vorgaben der Datenschutzgrund­
verordnung und des Landesdatenschutzge­
setzes Baden-Württemberg; behördlicher 
Datenschutzbeauftragter ist Herr Wolfgang 
Korger. Gemäß den Richtlinien der Vertreter­
versammlung und des Verwaltungsrats für 
die Anlage von Vermögen wird das Vermö­
gen der Versorgungsanstalt angelegt und 
verwaltet.

Verwaltung



32

  Bericht des Geschäftsführers

AUS DER VERWALTUNGSTÄTIGKEIT
Im Geschäftsjahr 2023 wurden 17 (Vorjahre: 
14, 7) Widerspruchsverfahren (verwaltungs­
gerichtliche Vorverfahren) durch Wider­
spruchsbescheid abgeschlossen. Gegen 3 
(Vorjahre: 6, 4) Widerspruchsentscheidungen 
wurde bei den Verwaltungsgerichten im 
Berichtszeitraum Klage erhoben.

Von den bei den Verwaltungsgerichten an­
hängigen Verfahren wurden 3 (Vorjahre: 
8, 8) im Berichtszeitraum rechtskräftig abge­
schlossen. In einem Verfahren, in dem es um 
die Gewährung von Altersruhegeld ging, wur­
de die Klage abgewiesen. In einem Verfahren, 
in dem es um die Versorgungsabgabe ging, 
wurde die Klage zurückgenommen. In einem 
Verfahren, in dem es um die Gewährung von 
Ruhegeld bei Berufsunfähigkeit ging, wurde 
das Verfahren nach Erledigung des Rechts­
streits eingestellt.

Die Versorgungsanstalt war ferner an 210 
(Vorjahre: 143, 158) versorgungsausgleichs­
rechtlichen Familiengerichtsverfahren 
beteiligt. In 20 (Vorjahre: 19, 8) Fällen erhob 
die Versorgungsanstalt gegen die Entschei­
dungen der Familiengerichte Beschwerde; 
die Rechtsmittel hatten, soweit sie bereits 
im Berichtsjahr rechtskräftig entschieden 
wurden, Erfolg. Die Versorgungsanstalt war 
ferner an Rechtsmitteln anderer Parteien und 
Versorgungsträger sowie an mehreren famili­
engerichtlichen Verfahren beteiligt, in denen 
es um eine Anpassung wegen Unterhalts 
oder Todes sowie um die Abänderung des 
Versorgungsausgleichs ging.

Im Jahr 2023 wurde der Außenauftritt der 
Versorgungsanstalt einer umfangreichen 
Überarbeitung unterzogen. Mit der Etablie­
rung eines neuen Logos und eines zeitge­
mäßen Corporate Designs wurden auch die 
wesentlichen Publikationen, Formulare und 
Drucksachen umfänglich erneuert. Von zen­
traler Wichtigkeit war zudem die inhaltliche 
und grafische Neugestaltung der Internetsei­
te www.bwva.de.

Ebenso wurde im laufenden Jahr ein multi­
funktionales Portal für die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer etabliert. Das Portal er­
möglicht eine zeitgemäße Kommunikation 
mit den Teilnehmerinnen und Teilnehmern 
in einem geschützten Bereich. Durch die 
Vermeidung des Postwegs wird die Papierlast 
verringert, und die Nachhaltigkeitsziele der 
BWVA werden unterstützt. Dennoch ist es 
aus rechtlichen Gründen unabdingbar, dass 
für manche Unterlagen weiterhin der Post­
weg genutzt wird. Insgesamt stellt das neue 
Portal jedoch einen  wesentlichen Beitrag 
zur fortwährenden Digitalisierung der BWVA 
sowie zur Nachhaltigkeit dar.

Den Gremien der ABV gehörten seitens der 
Verwaltung Abteilungsleiter Miller (Finanzaus­
schuss), Syndikusrechtsanwältin Woll-Sodtke
(Europaausschuss), Teamleiter Floeter 
(Arbeitskreis IT) und Versicherungsmathe­
matiker Spitta (Arbeitskreis Mathematik) an. 
Darüber hinaus war Herr Spitta Mitglied der 
Ad hoc-Arbeitsgruppe Anlagevorschriften für 
Versorgungswerke.
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Mitarbeitende und Planstellen der Versorgungsanstalt

Mitarbeitende 31.12.2022 31.12.2023
Vollzeit 72 72
Teilzeit 32 33
Gesamt 104 105

Elternzeit/Sonderurlaub 0 5

Planstellen 31.12.2022 31.12.2023
Besetzt 104 105
Unbesetzt 7 8
Gesamt 111 113

MITARBEITENDE UND VERWALTUNGSKOSTEN
Für das Geschäftsjahr 2023 hat der Stellen­
plan der Versorgungsanstalt 113 Planstellen 
ausgewiesen (Vorjahr: 111). Der Stellenplan ist 
Anlage zum Haushaltsplan. Ende des Ge­
schäftsjahres 2023 waren davon 105 Stellen 
besetzt. Von insgesamt 105 Mitarbeitenden 
waren 51 männlich und 54 weiblich. Zusätzlich 
wurden zwei Auszubildende beschäftigt.

Das vergangene Geschäftsjahr hat den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aufgrund 
zahlreicher Herausforderungen ein hohes 
Engagement abverlangt. Ihnen sei daher an 
dieser Stelle ausdrücklich für ihren großen 
persönlichen Einsatz sowie die erfolgreich 
geleistete Arbeit gedankt.

Für die Versorgungsverwaltung und die 
Verwaltung der Vermögensanlagen wurden 
im Berichtsjahr 16,275 Mio. EUR aufgewendet. 
In diesem Betrag sind die persönlichen und 

sächlichen Verwaltungskosten, die Kosten für 
das Verwaltungsgebäude und die sonstigen 
Kosten enthalten; hierzu gehören u. a. die Ab­
schreibung der Betriebseinrichtung, sämtliche 
Reisekosten und Erstattungen, die Beiträge 
zur ABV sowie die Gebühren für die Berufs­
unfähigkeitsgutachten. Die Verwaltungskosten 
lagen damit auch im Jahr 2023 immer noch 
unterhalb des Niveaus der Jahre 2019 und 
2020. Die Verwaltungskosten schwanken 
von Jahr zu Jahr u. a. aufgrund der Möglich­
keiten offene Stellen zu besetzen und durch 
zinsbedingte Auswirkungen auf die Höhe der 
jährlichen Pensionsrückstellungen.

Der Verwaltungskostensatz, d. h. die Ver­
waltungskosten bezogen auf die Einnahmen 
(Versorgungsabgaben und Vermögenser­
träge) lag im Geschäftsjahr 2023 bei 0,87 % 
(Vorjahr: 1,01 %).



34

  Bericht des Geschäftsführers

Verwaltungskosten	

2019 2020 2021 2022 2023

Mio. Euro

Jahr
0

5

10

15

20

1,2

1,4

2019 2020 2021 2022 2023

%

Jahr
0,6

1,0

0,8

1,6

Verwaltungskosten	 Verwaltungskostensatz

Der Rechnungsabschluss 2022, die ihm 
zugrunde liegende Buchführung sowie der 
Jahresbericht 2022 wurden im März 2023 
von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
BANSBACH GmbH, Stuttgart, geprüft. Sie 
ist anerkannter Sachverständiger im Sinne 
des § 15 Abs. 3 der Satzung. Die Prüfung 
hat ergeben, dass die Buchführung und 

der Rechnungsabschluss den gesetzlichen 
Bestimmungen entsprechen. Die wirtschaft­
lichen Verhältnisse der Versorgungsanstalt 
haben keinen Anlass zu Beanstandungen 
gegeben. Die Prüfungsgesellschaft hat da­
her am 31.03.2023 den uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk erteilt.

Rechnungsabschluss 2022

Voraussichtliche Entwicklung
Ausweislich des Jahresergebnisses 2023 
und der Zahlen der vorangegangenen Jahre 
kann weiterhin von einer stabilen positiven 
Entwicklung beim Teilnehmerzuwachs ausge­
gangen werden.

Die Versorgungsabgaben sind im Jahr 2023 
weiter angestiegen. Die verdienten Beiträge 
liegen erstmals über einer Milliarde Euro. 
Auch im Jahr 2024 ist mit einer weiteren 
Steigerung in ähnlicher Größenordnung zu 
rechnen.

Die Ausgaben für Versorgungsleistungen 
werden in den kommenden Jahren planmä­
ßig weiter zunehmen. Angesichts des Saldos 
aus Zu- und Abgängen bei Altersruhegeld, 
vorgezogenem Altersruhegeld, hinausge­
schobenem Altersruhegeld, Ruhegeld bei 
Berufsunfähigkeit sowie bei Hinterbliebenen­
renten ist im Jahr 2024 von einer Steigerung 
dieser Versorgungsleistungen um ca. 5 % 
auszugehen.

Die Entwicklung der Verpflichtungen der Ver­
sorgungsanstalt wird sowohl durch den haus­
internen Versicherungsmathematiker mit ver­
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sicherungsmathematischem Controlling als 
auch durch das jährliche Gutachten über die 
Berechnung des Punktwerts vom externen 
versicherungsmathematischen Sachverstän­
digen, Herrn Dr. May vom Büro Gassner und 
Partner, Stuttgart, überprüft.

Der vom versicherungsmathematischen 
Sachverständigen ermittelte Deckungsstock 
der Versorgungsanstalt wird in den folgen­
den Jahren mit unterschiedlicher Intensität 
planmäßig weiter wachsen. Dies ergibt sich 
einerseits aus der Struktur der Teilneh­
merschaft, die von starken rentennahen 
Jahrgängen und wachsenden Beständen 
an Ruhegeldempfängern geprägt ist, sowie 
andererseits aus der Tatsache, dass die Ver­
sorgungsabgaben weiterhin höher sind als 
die Ausgaben an Versorgungsleistungen.

Zur Erreichung der langfristigen Renditezie­
le der Versorgungsanstalt, nämlich einem 
Rechnungszins von 3,63 % plus 0,66 % zum 
Ausgleich demografischer Effekte bzw. der 
Projektivität der Sterblichkeit, ist die kalku­
lierte Übernahme von Risiken durch Investi­
tionen in Aktien und andere risikobehaftete 
und illiquide Anlageklassen erforderlich. 
Die Anlagepolitik der Versorgungsanstalt ist 
dabei grundsätzlich wertorientiert, achtsam 
bezüglich der Geschäftsmodelle der inves­
tierten Unternehmen, insbesondere bezüg­
lich Nachhaltigkeitsthemen, und aufmerksam 
bezüglich aktueller Entwicklungen. An erster 
Stelle steht dabei immer die Erfüllung des 
gesetzlichen Versorgungsauftrags. 

Um die Vermögensanlage an dem sich stets 
verändernden Kapitalanlageumfeld auszu­
richten und die langfristige Erreichbarkeit der 
wirtschaftlichen Ziele der Versorgungsanstalt 
zu überprüfen, führt die BWVA regelmäßig 
Asset-Liability-Management-Studien durch. 
Die jüngste Studie aus dem Jahr 2022 

bestätigt, dass der Rechnungszins auch in 
Zukunft mit ausreichender Wahrscheinlich­
keit erreicht werden kann, vor allem bei einer 
entsprechenden maßvollen Weiterentwick­
lung des Portfolios. 

Risiken im Bereich der Vermögensanlage 
wird insbesondere durch Mischung und 
Streuung, eine sorgfältige Auswahl der Emit­
tenten bei festverzinslichen Wertpapieren, 
ein dynamisches Limitsystem, eine zurückhal­
tende Ausschüttungspolitik bei Wertpapier­
fonds und eine adäquate Sicherheitsrücklage 
nach § 13 Abs. 4 der Satzung begegnet. 
Aufgrund der in der Kapitalanlage notwendi­
gerweise einzugehenden, maßvollen Risiken 
ist eine ausreichend dotierte Sicherheitsrück­
lage erforderlich, um mögliche Marktwertver­
luste ausgleichen zu können.

Nach dem deutlichen Zinsanstieg konnten 
2023 wieder attraktivere Renditen an den 
Anleihemärkten vereinnahmt werden. Neue 
Anlagen bzw. Wiederanlagen in festverzinsli­
che Wertpapiere guter bis sehr guter Bonität 
waren bei entsprechender Laufzeit wieder zu 
Zinssätzen möglich, die weitgehend auf dem 
Niveau des Rechnungszinses liegen. Entspre­
chende Chancen zum Erwerb festverzinsli­
cher Wertpapiere in nun wieder attraktiveren 
Segmenten wurden auf internationaler 
Ebene genutzt. 

Dabei bleibt offen, wie lange diese Zinssitua­
tion anhält. Sollte es einerseits z. B. aufgrund 
eines weiteren Inflationsschubs zu einem 
erneuten Zinsanstieg kommen, werden die 
damit verbundenen Marktwertverluste fest­
verzinslicher Wertpapiere unter dem Aspekt 
der Rechnungslegung tragbar sein, da die 
bilanziellen Auswirkungen zu vernachlässigen 
sind.
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Sollte die Niedrigzinsphase andererseits je­
doch für einen längeren Zeitraum zurückkeh­
ren und gleichzeitig keine Kompensation von 
Zinserträgen durch andere Anlageklassen 
möglich sein, besteht das Risiko, zukünftig 
den Rechnungszins dauerhaft nicht mehr 
erreichen zu können. Dies könnte, wenn 
die Umlageseite die Defizite im Bereich der 
Vermögensanlage nicht auszugleichen in der 
Lage ist, dazu führen, dass Eingriffe im Be­
reich der Passivseite der Bilanz erforderlich 
werden. Einschnitte im Beitrags- und/oder 
Leistungsrecht könnten dann die Folge sein.

Auf andere Anlageklassen wie Aktien und Im­
mobilien hat sich das erhöhte Zinsenniveau 
tendenziell negativ ausgewirkt. Damit halten 
sich die Ertragserwartungen für die Kapital­
anlage der BWVA insgesamt in Grenzen. Bei 
Immobilien belasten zusätzlich die hohen 
Baukosten und die vor allem in Deutschland 
eingetrübten Konjunkturperspektiven. Der 
Fokus der Versorgungsanstalt liegt bei Im­
mobilien daher auf dem Werterhalt und der 
Nutzung der Ertragskraft des Bestandsport­
folios sowie selektiven Neuinvestitionen vor 
allem auf globaler Ebene. 

Den Risiken im Bereich der Kapitalanlage 
wird zudem durch ein Risiko-Management-
System sowie ein Risiko-Controlling intern 
und extern (Deutsche Performance Gesell­
schaft, DPG) nebst Revision und Marktfolge 
begegnet. Auch das Wertpapier-Management-
System SimCorp Dimension, das seit 2015 bei 
der Versorgungsanstalt im Einsatz ist, trägt 
durch eine verbesserte interne Transparenz 
zur Risikoreduzierung bei. Verwaltungstech­
nischen Risiken wird durch den Einsatz von 
testierter Standardsoftware begegnet. So 
setzt die Abteilung 1 – Versorgung die An­
wendungssoftware CuRA ein, die bundesweit 
auch bei einer Vielzahl anderer Versorgungs­
werke Anwendung findet. Testierte Standard­

software findet sich auch in der Abteilung 2 – 
Direkte Immobilienanlage (Wodis Sigma) und 
Abteilung5 – Innere Dienste/Buchhaltung 
(Diamant). Darüber hinaus ist ein internes 
Kontrollsystem (IKS) eingerichtet. Eine Risi­
koinventur ist über alle Bereiche des Hauses 
auch im Jahr 2023 durchgeführt worden und 
wird weiterhin jährlich aktualisiert. 

Entsprechend dem Risikoleitfaden der ABV 
für die Kapitalanlage wird jährlich ein Stress­
test für alle Anlageklassen durchgeführt. 

Zudem liefert das hausinterne versiche­
rungsmathematische Controlling unterjährig 
regelmäßig Informationen, wie Umlageseite 
und Kapitalanlageseite im Ergebnis zusam­
menfließen. 
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Nachhaltigkeit
Nachhaltigkeitsaspekte werden in der Kapi­
talanlage der Versorgungsanstalt seit jeher 
berücksichtigt. Im Jahr 2023 wurde das The­
ma weiterhin intensiv vom Verwaltungsrat, 
der Präsidentin und der Geschäftsführung 
bearbeitet. Das Nachhaltigkeitsziel der BWVA 
wurde bereits 2021 in den Beschlüssen durch 
die Vertreterversammlung, die Legislative 
der Versorgungsanstalt, mit großer Mehrheit 
demokratisch gefasst: 

•	 Klimaneutralität bis 2045
	 „Als Berufsständisches Versorgungswerk 

denkt und handelt die Baden-Württem­
bergische Versorgungsanstalt für Ärzte, 
Zahnärzte und Tierärzte seit ihrer Grün­
dung langfristig und achtet dabei insbe­
sondere auf Generationengerechtigkeit. 
Die Versorgungsanstalt bekennt sich zu 
ihrer generationenübergreifenden Verant­
wortung und setzt sich daher das Ziel der 
Klimaneutralität bis 2045.“

• 	Unterzeichnung der UN Principles for 
	 Responsible Investment (UN PRI)
	 „Die Versorgungsanstalt schließt sich 

den UN PRI an, sobald die Arbeiten an 
der EU-Taxonomie zu allen Aspekten der 
Nachhaltigkeit – Klimaschutz, Soziales und 
Governance – abgeschlossen und somit ein 
neutrales Mess-System vorliegt und hierfür 
in der Versorgungsanstalt ausreichend in­
terne Ressourcen geschaffen worden sind.“

Der Versorgungsanstalt ist dabei bewusst, 
dass die Nachhaltigkeit in der Kapitalanlage 
ein sehr komplexes Themengebiet ist. Anla­
geentscheidungen sind stets exakt und de­
tailliert zu analysieren. Nur so kann realistisch 
eingeschätzt werden, wie sich die Berücksich­
tigung von Nachhaltigkeitsaspekten auf die 
Rendite und das Risiko von Investitionsent­
scheidungen auswirken wird.

STRUKTURIERTE MESSUNG VON 
NACHHALTIGKEITSASPEKTEN 
Die Versorgungsanstalt ist in der Umsetzung 
des Beschlusses der Vertreterversammlung 
aus dem Jahr 2021 im vergangenen Jahr 
weitere wesentliche Schritte zur Konkretisie­
rung der Nachhaltigkeit in ihrer Kapitalanlage 
gegangen. Um einen konkreten Rahmen 
zu schaffen, um die Nachhaltigkeitsauswir­
kungen (sogenannte ESG-Kriterien) in der 
Kapitalanlage systematisch messen und über 
die Jahre vergleichbar analysieren zu können, 
wurde aus verschiedenen Angeboten und 
nach umfangreicher Prüfung ein externer 
Dienstleister zur regelmäßigen umfassen­
den Portfolioanalyse der BWVA hinsichtlich 
Nachhaltigkeitsaspekten ausgewählt und 
beauftragt. Die Datenübermittlung wurde 
eingerichtet und eine Reporting-Struktur 
erarbeitet, auf deren Basis sich die ESG-Ei­
genschaften des Portfolio sowohl hinsichtlich 
der externen als auch der intern verwalteten 
Anlagen ermitteln und vergleichen lassen. 
Die angestrebte Verbesserung bis zur Ziel­
erreichung gemäß Beschlusslage der Ver­
treterversammlung kann dadurch gesteuert 
werden. Hier müssen die Empfehlungen aus 
der Asset-Liability-Management-Studie mit 
den ESG-Zielen und dem gesetzlichen Versor­
gungsauftrag in Einklang gebracht werden.

In der Kapitalanlage muss diesbezüglich 
zwischen liquiden bzw. börsengehandel­
ten und illiquiden bzw. privat gehandelten 
Vermögenswerten unterschieden werden. 
Börsengehandelte Vermögenswerte stehen 
grundsätzlich der Öffentlichkeit zum Erwerb 
zur Verfügung und werden in der Regel von 
einer Vielzahl von Eigentümern gehalten. 
Analysen ihrer Nachhaltigkeitseigenschaften 
können daher von externen Anbietern sys­
tematisch erstellt und relativ kosteneffizient 
allen Eigentümern zur Verfügung gestellt 
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werden. Für den Bereich der liquiden Kapi­
talanlagen in festverzinslichen Wertpapieren 
und Aktien sind daher inzwischen Nachhaltig­
keitsanalysen zahlreicher etablierter Anbieter 
der gebräuchliche Weg. Diesen hat auch die 
BWVA eingeschlagen. 

Konkret werden dabei die liquiden Kapital­
anlagen einerseits hinsichtlich ihrer E, S und 
G-Qualitäten eingestuft, der CO2-Ausstoß des 
Portfolios gemessen und analysiert sowie 
mögliche Verstöße gegen die UN Global 
Compact-Prinzipien untersucht. Diese Ana­
lysen erfolgen regelmäßig mit dem Ziel, die 
Nachhaltigkeit des Portfolios kontinuierlich 
und langfristig zu verbessern, um die von der 
Vertreterversammlung gefassten Beschlüsse 
zu verfolgen und die gesteckten Ziele sys­
tematisch zu erreichen. Gleichzeitig werden 
ESG-Kriterien bei der Neuanlage berücksich­
tigt. Wo möglich und sofern wirtschaftlich 
sinnvoll, werden bewusst nachhaltige Investi­
tionen getätigt. 

Auch im vergangenen Jahr hat die BWVA 
wiederum selektiv in Anleihen und Schuld­
scheindarlehen investiert, die gezielt Nach­
haltigkeitsziele verfolgen. Es handelte sich 
beispielsweise im liquiden Bereich um eine 
grüne 15-jährige EURO-MTN Emission einer 
westeuropäischen Region. Im illiquiden Be­
reich wurden unter anderem Gelder in grüne 
Schuldscheine von Elektrizitäts-, Technologie- 
und Maschinenbauunternehmen, der Medi­
zintechnik- und Gesundheitskonzerne sowie 
des Einzelhandels in Deutschland und angren­
zenden Staaten der Eurozone investiert. 

Auch im Aktiensegment steht verantwor­
tungsvolles Investieren seit vielen Jahren 
im Vordergrund. Nachhaltigkeitsaspekte 
sind als integraler Bestandteil im internen 
Investmentprozess der Versorgungsanstalt 
verankert. Jede Investitionsentscheidung 

wird im Hinblick auf ihre Nachhaltigkeit 
analysiert und deren Auswirkungen sorgfältig 
abgewogen. Unternehmen werden stets auf 
die Nachhaltigkeit ihres Geschäftsmodells 
überprüft. Die Versorgungsanstalt verfolgt 
außerdem ein aktives Abstimmungsverhalten 
auf den Hauptversammlungen der gehalte­
nen Gesellschaften – getreu der schon seit 
jeher geltenden Devise: Kapital verpflichtet. 
Auch werden Partner unterstützt, die aktiv 
zur Verbesserung von Corporate Governance 
und Kapitalmarkthygiene beitragen. Somit 
verfolgt die BWVA zahlreiche Maßnahmen, 
die im Sinne des englischen Begriffs „En­
gagement“ über einen kontinuierlichen 
Dialog zur Verstärkung der Nachhaltigkeits­
bemühungen der im Portfolio gehaltenen 
Unternehmen beitragen.  

Gleichzeitig unterstützt die BWVA mit bedeu­
tenden Investitionen den Umbau hin zu einer 
erneuerbaren Energieversorgung. Mit nen­
nenswerten Volumina wurde in Wind- und 
Wasserkraft sowie Photovoltaik investiert. Bei 
Neuinvestitionen wird grundsätzlich darauf 
geachtet, dass CO2-emittierende Unterneh­
men über eine Zielsetzung verfügen, die 
gleichgerichtet zur Versorgungsanstalt ist 
und die Klimaneutralität bis spätestens 2045 
anstreben. Auf diese Weise begleitet die Ver­
sorgungsanstalt aktiv den Umbau zu einem 
klimafreundlichen Wirtschaftssystem. 

Die Prinzipien verantwortungsvollen Inves­
tierens der vereinten Nationen (UN PRI) sind 
nahezu vollständig in den extern verwalteten 
Fonds der Versorgungsanstalt umgesetzt. In 
allen regelmäßig abgehaltenen Fondssitzun­
gen stellt die ESG-Analyse einen wesentlichen 
Bestandteil dar, über den detailliert berichtet 
wird. Die Verbesserung der ESG-Eigen­
schaften im Zeitablauf wird überwacht und 
Strategien für die weitere Vorgehensweise 
vereinbart. 
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Im Gegensatz zu börsennotierten Wertpapie­
ren wie Anleihen und Aktien werden illiquide 
Vermögenswerte in der Regel von einem 
oder wenigen Investoren gehalten und 
Transaktionen erfolgen über private Märk­
te. Dies gilt vor allem für Immobilien und 
Beteiligungen. Eine Nutzung standardisierter, 
externer Datenbanken ist hier daher naturge­
mäß nicht möglich. Es bedarf vielmehr einer 
individuellen Analyse der Nachhaltigkeitsstra­
tegien der verantwortlichen Portfoliomana­
ger und ihrer Fondsgesellschaften bzw. im Di­
rektbestand eigener Maßnahmen der BWVA. 
Die Versorgungsanstalt verfolgt weiterhin 
das Ziel, auch bei illiquiden Vermögenswer­
ten ESG-Kriterien im Investitionsprozess zu 
fixieren und die Nachhaltigkeitswirkungen 
systematisch zu erhöhen.

INDIREKTE IMMOBILIENANLAGE
Im Bereich der indirekten Immobilienanlage 
der Versorgungsanstalt wurde das Thema 
Nachhaltigkeit im Investitionsprozess ver­
ankert. Es stellt somit einen festen Teil des 
Auswahlverfahrens für neue Investments dar. 
Berücksichtigt werden u. a. die Klassifizierung 
nach der Offenlegungsverordnung (EU-Taxo­
nomie), weitere ESG-Klassifizierungen, die 
Unterzeichnung der UN PRI, die konkrete Be­
rücksichtigung von Nachhaltigkeitskriterien 
im Investmentprozess der jeweiligen Fonds 
und die allgemeine Zielkompatibilität der 
Fonds mit dem Nachhaltigkeitsziel der BWVA. 
Diese Vorgehensweise wird in den Investiti­
onsprozessen bereits erfolgreich umgesetzt. 
Weiterhin wurden vor allem die rechtlichen 
und juristischen Grundvoraussetzungen für 
die Implementierung von ESG-Strategien 
weiter vorangetrieben und in den Fondssta­
tuten mehrerer Zielinvestments verankert. 
In diesem Zuge wurden 2023 auch weitere 
Bestandsimmobilien im Rahmen nationaler 
sowie internationaler Nachhaltigkeitspro­
gramme zertifiziert.

Darüber hinaus erfolgen in den Portfolios 
regelmäßig Maßnahmen an einzelnen 
Immobilien wie z. B. energetische Sanie­
rungen. Typische Baumaßnahmen sind die 
Anbringung eines Wärmedämmverbund­
systems, der Anschluss an Fernwärme, die 
Erneuerung von Fenstern, die Anbringung 
von Solarthermie-Systemen, die Anbringung 
von Photovoltaikanlagen, die Anpassung der 
Bestandstechnik sowie die Dämmung und 
Ertüchtigung der Gebäudehülle. Dadurch 
lassen sich oftmals nicht nur eine drastische 
CO2-Reduktion und eine wesentlich bessere 
Energieeffizienz erzielen. Vielmehr kann im 
Idealfall auch die Restnutzungsdauer der 
jeweiligen Immobilie erhöht werden, sodass 
die Werthaltigkeit der gesamten Liegenschaft 
steigt. 

Zur quantitativen Erfassung dieser Effekte 
wird die Erhebung der Verbrauchsdaten der 
einzelnen Objekte und die Festlegung eines 
entsprechenden Reportings implementiert. 
Diese Maßnahme wird oftmals in Kombinati­
on mit dem Einsatz innovativer Technologien 
in den Bereichen Gebäudeleittechnik und 
Gebäudeklimatechnik eingeführt, um die 
gewonnenen Daten direkt zur Steigerung 
der Effizienz und der Nachhaltigkeit vollum­
fänglich zu nutzen. Daneben werden auch 
Projekte zur Verbesserung der sozialen 
Infrastruktur durch die Unterstützung lokaler 
Initiativen gefördert, u. a. durch die Bereit­
stellung von Räumlichkeiten oder Freiflächen 
für diverse Zwecke wie z. B. Kunst oder 
landwirtschaftliche Vorhaben. Somit stellt 
die Nachhaltigkeitsanalyse auch ein Kernele­
ment des Immobilienrisikomanagements 
dar, mit dem Klimawandelrisiken und deren 
wirtschaftliche Auswirkungen analysiert und 
minimiert werden können.
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DIREKTE IMMOBILIENANLAGE
In der direkten Immobilienanlage ist die 
Versorgungsanstalt über viele Nutzungsar­
ten (vor allem Wohnen, Büro, Einzelhandel 
und Logistik) breit diversifiziert aufgestellt. 
Seit Jahren investiert die Versorgungsanstalt 
in Nachhaltigkeit, vor allem im Sinne der 
Energieeffizienz der Gebäude, sofern dies 
rechtlich möglich und wirtschaftlich sinnvoll 
erscheint. 

Das Immobilienportfolio der direkten Immo­
bilienanlage wird seit 2023 durch mehrere 
Energieberatungsbüros mithilfe eines ein­
heitlichen Systems hinsichtlich energetischer 
und ökologischer Gesichtspunkte bewer­
tet, sodass der Ist-Zustand des gesamten 
Portfolios festgestellt werden kann. Im 
Anschluss werden die Ergebnisse analysiert 
und Maßnahmen sowie Strategien für die 
einzelnen Objekte festgelegt, um das Portfo­
lio der Direkten Immobilienanlage weiter in 
Richtung Nachhaltigkeit und des angestreb­
ten Ziels der CO2-Neutralität zu entwickeln. 
Dabei werden mögliche Ertüchtigungs-, 
Modernisierungs- und Instandhaltungsmaß­
nahmen geplant und priorisiert. Konkrete 
Einzelmaßnahmen hängen dabei auch von 
der Bestandshaltedauer und ggf. geplanten 
Verkäufen ab. Die Maßnahmen sollen dabei 
im Einklang mit den wirtschaftlichen Zielen 
der Versorgungsanstalt stehen, da Einspar­
potenziale bei den Nebenkosten die erzielba­
re Miethöhe und damit den Immobilienwert 
verbessern können. Neuinvestitionen finden 
im Rahmen einer risikobasierten Analyse 
unter Berücksichtigung von ESG-Kriterien 
statt. Die Umrüstung auf LED-Beleuchtung 
ist im Portfolio mittlerweile abgeschlossen. 
Bei Objekten, deren Außenanlagen geeignet 
waren, wurden Blühstreifen zur Förderung 
der Biodiversität angelegt. 

SCHLUSSBEWERTUNG
Die geschilderten Wege zeigen auf, wie Nach­
haltigkeitsaspekte in der Kapitalanlage der 
BWVA systematisch berücksichtigt werden, 
um die gesetzten Ziele zu erreichen. 

Die Berücksichtigung von Nachhaltigkeitsas­
pekten erscheint nicht nur gesellschaftlich 
geboten. Vielmehr sollen Nachhaltigkeits­
risiken in der Kapitalanlage im Sinne eines 
Risikomanagements vermieden werden. 
So besteht beispielsweise die Gefahr, dass 
Vermögenswerte, die zeitgemäße Nachhaltig­
keitsanforderungen nicht mehr erfüllen, auch 
keine wirtschaftlich sinnvolle Verwendung 
mehr finden, was mit dem Begriff „stranded 
assets“ bezeichnet wird. Zudem sind Gover­
nance-Kriterien bei Investitionen seit jeher 
wichtig. 

Zentral bleibt gleichwohl der gesetzliche 
Versorgungsauftrag der BWVA. Die Berück­
sichtigung von Nachhaltigkeitsaspekten 
soll die Rendite-Risiko-Eigenschaften des 
Kapitalanlageportfolios nicht eintrüben, son­
dern deren Zielerreichung unterstützen. Die 
BWVA bleibt daher bei ihrem umsichtigen, 
langfristig orientierten Weg zur Umsetzung 
von Nachhaltigkeitsaspekten im Einklang mit 
ihrem gesetzlichen Versorgungsauftrag.



  Bericht des Geschäftsführers

41



Aktive Teilnehmer und Versorgungsabgaben

C
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Aktive Teilnehmerinnen und Teilnehmer
Die Zahlen der aktiven Teilnehmer haben sich im Berichtsjahr wie folgt entwickelt:

Aktive Teilnehmer  31.12.2022 31.12.2023

abgabepflichtig   62.535,6 63.377,1
ohne Abgabepflicht 3.089,5 3.027,6
Summe 65.625,1 66.404,7

Frühere Teilnehmer 
(Anwartschaftsberechtigte)
Summe  13.407,7 14.368,0

Versorgungsausgleichsberechtigte
nach § 46 der Satzung
Summe 3.504,1 3.475,3

Anzahl der aktiven Teilnehmerinnen und Teilnehmer
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Aufgrund der Teilrente ergeben sich bei der Zählung der Teilnehmer gebrochene Anzahlen.
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Altersgliederung der abgabepflichtigen Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer

Aktive Teilnehmerinnen und Teilnehmer (Veränderung)

2019 2020 2021 2022 2023
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Gründe des Ausscheidens aktiver Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
(Jahrgänge 1955 - 1957)

Ärzte Zahnärzte Tierärzte Gesamt

7,2 %
6,4 %

28,3 %

41,6 % 

16,5 %
6,5 %

7,6 %
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35,0 %     

16,9 %
7,1 %
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8,6 %
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Todesfälle

vorgezogenes Altersruhegeld ohne Berufsaufgabe

vorgezogenes Altersruhegeld mit Berufsaufgabe

reguläres Altersruhegeld

hinausgeschobenes Altersruhegeld
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Versorgungsabgaben

2022 2023

Mio. EUR Mio. EUR

Abgaben 928,009 969,608

Überleitungsbeträge 44,211 42,128

Nachversicherungsbeträge 1,044 4,590

Versorgungsausgleichsbeträge 0,586 0,423

Summe 973,850 1.016,749

Die Versorgungsabgaben haben betragen:

Entwicklung der Versorgungsabgaben
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Versorgungsabgaben Veränderungen über die Jahre

Die Summe der Abgaben hat sich gegenüber 
dem Vorjahr um 4,41 % (Vorjahr: 1,41 %) er­
höht. Die vergleichsweise geringe Steigerung 
des Vorjahres in Höhe von 1,41 % wurde 
im Wesentlichen durch die 2022 erstmalig 
gesunkene Beitragsbemessungsgrenze 
verursacht. Die diesjährige Steigerung beruht 
vor allem auf der nach wie vor steigenden 
Anzahl an abgabepflichtigen angestellten 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern sowie auf 

der 2023 um 250,- EUR auf 7.300,- EUR ange­
hobenen Beitragsbemessungsgrenze.
In der Abgabesumme 2023 enthalten sind 
nach § 173 Abs. 1 Nr. 1 SGB III die von der 
Bundesagentur für Arbeit geleisteten Abga­
ben in Höhe von insgesamt 4,017 Mio. EUR 
für 1.985 zeitweilig arbeitslose Teilnehmerin­
nen und Teilnehmer (Vorjahr: 3,629 Mio. EUR 
für 1.835 Teilnehmerinnen und Teilnehmer). 
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Entsprechend den Abkommen mit den berufsständischen Versorgungswerken in anderen 
Bundesländern stellen sich die Überleitungen wie folgt dar:

Überleitungen 2022 2023

Anzahl Mio. EUR Anzahl Mio. EUR

Zugänge 1.241 44,211 1.164 42,128

Abgänge 1.099 38,647 1.024 36,471

Nachversicherungen nach § 30 der Satzung wurden durchgeführt:

Nachversicherungen 2022 2023

Anzahl Mio. EUR Anzahl Mio. EUR

11 1,044 20 4,590

Rückerstattungen von Versorgungsabgaben nach § 32 der Satzung wurden gewährt:

Rückerstattungen 2022 2023

Anzahl Mio. EUR Anzahl Mio. EUR

9 0,104 11 0,169



Versorgungsempfänger und Versorgungsleistungen

D
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Laufende Versorgungsleistungen 31.12.2022 31.12.2023

Summe 26.057,2 26.905,3

Versorgungsempfängerinnen und -empfänger
Die Zahlen der Empfänger von Versorgungsleistungen haben sich im Berichtsjahr wie folgt 
entwickelt:

Versorgungsempfänger

vorgezogenes Altersruhegeld

26,1 %

reguläres Altersruhegeld

37,2 %

hinausgeschobenes
Altersruhegeld

8,2 %

Berufsunfähigkeitsrente

1,8 %

Witwen-/Witwer-/
Geschiedenenrente

16,3 %

Halb-/Vollwaisenrente

1,9 %

Berechtigte nach § 46

8,5 %

Die Bestände an Ruhegeldempfängern gliedern sich wie folgt:

Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte 2022 2023
vorgezogenes 
Altersruhegeld 7.436,8 7.672,7

reguläres 
Altersruhegeld 10.835,8 10.928,1

hinausgeschobenes
Altersruhegeld 1.998,6 2.418,5

Ruhegeld bei Berufsunfähigkeit –
dauernd 484,0 471,0

Ruhegeld bei Berufsunfähigkeit –
vorübergehend 60,0 74,0

Summe 20.815,2 21.564,3
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Berechtigte nach § 46 der Satzung 2022 2023

vorgezogenes 
Altersruhegeld 1.061,8 1.136,7

reguläres 
Altersruhegeld 1.121,1 1.160,7

hinausgeschobenes 
Altersruhegeld 120,0 137,3

Ruhegeld bei Berufsunfähigkeit - 
dauernd 50,0 46,0

Ruhegeld bei Berufsunfähigkeit - 
vorübergehend 3,0 5,0

Summe 2.355,9 2.485,7

Ruhegelder

vorgezogenes Altersruhegeld

31,9 %

reguläres Altersruhegeld

45,4 %

hinausgeschobenes
Altersruhegeld

10,1 %

Berufsunfähigkeitsrente

2,3 %

Berechtigte nach § 46

10,3 %

Der Bestand an regulären Altersruhegeldern 
nahm im Berichtsjahr bei den Ärzten um 
100,9 (+1,1 %) zu sowie bei den Zahnärzten 
um 1,9 (-0,1 %) und bei den Tierärzten um 6,7 
(-1,9 %) ab. Der Gesamtbestand erhöhte sich 
um 92,3 (+0,9 %) auf 10.928,1. Die Anzahl an 
vorgezogenen Altersruhegeldern stieg um 
235,9 (+3,2 %) auf 7.672,7. Bei hinausgescho­
benen Altersruhegeldern war eine Steige­
rung um 419,9 auf 2.418,5 Rentnerinnen 

bzw. Rentner zu verzeichnen. Dies entspricht 
einem Anteil in Höhe von mittlerweile 11,5 % 
der Altersruhegelder.

395 Teilnehmerinnen bzw. Teilnehmer bezie­
hen zum Bilanzstichtag eine Teilrente.

Die Anzahl an Ruhegeldern bei Berufsunfä­
higkeit liegt zum Jahresende nahezu unver­
ändert bei insgesamt 545.
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Vorgezogenes Altersruhegeld
	 mit Berufsaufgabe
	 ohne Berufsaufgabe

Durchschnittliches Renteneintrittsalter bei vorgezogenem 
Altersruhegeld
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Die Summe der festgestellten Versorgungs­
leistungen erhöhte sich im Vergleich zum 
Vorjahr um insgesamt 34,347 Mio. EUR 
(+4,39 %) auf 816,434 Mio. EUR.

Für 5.599 Leistungsempfänger (Stand Dezem-
ber 2023) musste die Versorgungsanstalt 
an 75 Kassen Kranken- und Pflegeversiche­

rungsbeiträge in Höhe von 1,584 Mio. EUR
 monatlich abführen. Leistungsempfänger 
der Versorgungsanstalt, die in der gesetzli­
chen Kranken- und Pflegeversicherung ver­
sichert sind, haben regelmäßig die Bezüge 
aus der Versorgungsanstalt der Beitrags­
pflicht zur Kranken- und Pflegeversicherung 
der Rentner zu unterwerfen.

Versorgungsleistungen

Versorgungsleistungen 2022 2023

Mio. EUR Mio. EUR

Ruhegelder und Kinderzuschläge 689,292 721,159

Witwen-/Witwer-/Geschiedenenrenten* 87,649 90,260

Halbwaisenrenten 1,993 1,964

Vollwaisenrenten 0,102 0,096

Sterbegelder 2,900 2,866

Summe der Pflichtleistungen 781,936 816,345

Ermessensleistungen 0,151 0,089

Summe der Versorgungsleistungen 782,087 816,434

* inkl. Abfindungen

Entwicklung der Versorgungsleistungen
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Größenordnung der monatlichen Renten

  ≥ 500 ≥ 1.000 ≥1.500 ≥2.000 ≥2.500 ≥3.000 ≥3.500 ≥4.000 ≥4.500  ≥5.000 EUR  
<500 <1.000 <1.500 <2.000 <2.500 <3.000 <3.500 <4.000 <4.500 <5.000  

Anzahl
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0

Ruhegelder bei Berufsunfähigkeit     

vorgezogene Altersruhegelder      

reguläre Altersruhegelder 

hinausgeschobene Altersruhegelder    

Witwen-/Witwerrenten



Kapitalanlagen und ihre Erträge

E
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Kapitalanlagen
Die Höhe der Kapitalanlagen hat sich im Berichtsjahr wie folgt entwickelt:

Anfangsbestand Veränderung Endbestand

Mio. EUR Mio. EUR Mio. EUR

Liegenschaften 398,575 -10,088 388,487

Aktien, Investmentanteile und andere 
nicht festverzinsliche Wertpapiere 10.735,695 500,812 11.236,507

Inhaberschuldverschreibungen und 
andere festverzinsliche Wertpapiere 1.086,610 277,527 1.364,137

Namensschuldverschreibungen 2.582,989 225,012 2.808,001

Schuldscheinforderungen 1.241,687 -46,989 1.194,698

Einlagen bei Kreditinstituten 55,564 -52,451 3,113

Andere Kapitalanlagen 475,728 -0,749 474,979

Gesamt 16.576,848 893,074 17.469,922

Der Gesamtbestand der Kapitalanlagen erhöh-
te sich im Berichtsjahr um 893,074 Mio. EUR 
bzw. um 5,4 % auf 17,470 Mrd. EUR.

Der Anteil der Immobilien liegt insgesamt bei 
12,4 % (Vorjahr: 12,7 %).

Die im Direktbestand gehaltenen Immobilien 
verringerten sich um 2,5 % auf 388,487 Mio. EUR.
Diese Veränderung ergibt sich aus plan­
mäßigen Abschreibungen in Höhe von 
10,110 Mio. EUR. Zum Bilanzstichtag verwal­
tete die Abteilung 2 – Immobilien 48 Objekte.

Der im Direktbestand gehaltene Immobili­
enanteil beträgt 2,2 % (Vorjahr: 2,4 %).

Der in indirekter Immobilienanlage gehal-
tene Anteil erhöhte sich um 3,5 % auf 
1.773,819 Mio. EUR. Dies entspricht 10,2 % 
(Vorjahr: 10,3 %) der Kapitalanlagen.

Der Aktienanteil sank von 32,1 % auf 31,8 %.

Die Position Inhaberschuldverschreibungen 
und andere festverzinsliche Wertpapiere 
erhöhte sich um 277,527 Mio. EUR bzw. um 
25,5 % auf 1.364,137 Mio. EUR. Ihr Anteil 
entspricht somit 7,8 % (Vorjahr: 6,6 %).

Der Bestand an Namensschuldverschreibun­
gen stieg um 225,012 Mio. EUR bzw. um 
8,7 % auf 2,808 Mrd. EUR, der an Schuld­
scheinforderungen fiel um 46,989 Mio. EUR 
bzw. um 3,8 % auf 1,195 Mrd. EUR. Der Anteil 
an Namensschuldverschreibungen beträgt 
zum Bilanztermin 16,1 % (Vorjahr: 15,6 %), 
der Anteil an Schuldscheinforderungen 6,8 % 
(Vorjahr: 7,5 %) der Kapitalanlagen.

Die Einlagen bei Kreditinstituten betrugen 
insgesamt 3,113 Mio. EUR. Dies entspricht 
einem Anteil von 0,02 % (Vorjahr: 0,3 %).
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Der Anteil an Kapitalanlagen, der durch die 
Anlagegrenze der Richtlinien der Vertreter­
versammlung für die Anlage von Vermögen 
vom 23.10.2016 auf 45 % begrenzt ist, lag 
zum Stichtag bei 40,46 %. Die nachfolgenden 
Schaubilder illustrieren die Struktur des Ver­

mögens zu den jeweiligen Stichtagen, indem 
es den originären Anlagekategorien (Aktien, 
Festverzinsliche, Immobilien) zugerechnet 
wird. Demnach veränderte sich die Struktur 
der Kapitalanlagen in 2023 gegenüber dem 
Vorjahr wie folgt:

Immobilien

12,4 % 

Festverzinsliche

30,2 %

sonstige
Ausleihungen

22,9 %

Sonstige 

2,7 %

Aktien

31,8 %

Immobilien

12,7 % 

Festverzinsliche

28,9 %

sonstige
Ausleihungen

23,1 %

Sonstige 

3,2 %

Aktien

32,1 % 31.12.202331.12.2022

AKTIEN – REGIONEN
Das Aktienportfolio der Versorgungsanstalt 
ist zu gut einem Drittel in Deutschland und 
einem guten weiteren Viertel im restlichen 
Europa investiert. Der Rest der regionalen 
Allokation entfällt in etwa zu gleichen Teilen 

auf Amerika und Asien. Gegenüber dem 
Vorjahr hat sich die regionale Verteilung nur 
wenig verändert.Berücksichtigt sind in dieser 
Darstellung die liquiden Bestände in Aktien, 
die in institutionellen Strategien gehalten 
werden.

Aktien

Global

4,3 %

Deutschland

 35,7 %
Europa (ex Dtld.) 

26,4 %

Nordamerika

16,8 %

Lateinamerika

1,3 %

Afrika-Mittlerer Osten

1,9 %

Asien-Pazifik

13,6 %
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Mio. Euro

Diversifizierte

Energie

Versorger

Grundstoffe

Telekommunikation

Finanzdienstleister

Technologie

Verbrauchsgüter, zyklisch

Industrie

Verbrauchsgüter, 
nicht-zyklisch

0 200 400 600 800 1.000

Deutschland

20,9 %

Supranationale
 Emittenten

 9,9 %

Europa (ex Dtld.) 

49,6 %

Nordamerika

11,5 %
Lateinamerika

3,4 %

Afrika-Mittlerer Osten

1,1 %

Asien-Pazifik

3,6 %

Anleihen
ANLEIHEN – REGIONEN
Die regionale Aufteilung des Anleiheportfo­
lios der Versorgungsanstalt zeigt einen klaren 
Schwerpunkt bei Emittenten aus Deutschland 
und dem restlichen Europa. Ebenso finden 
sich supranationale Emittenten wie z. B. die 
Weltbank im Anleiheportfolio. Gegenüber 

dem Vorjahr hat sich der Anteil an nord­
amerikanischen Emittenten ausgeweitet, 
insbesondere wurden kanadische Emittenten 
aufgestockt. Nicht berücksichtigt sind in 
dieser Darstellung die Bestände in indirekt 
gehaltenen Fondsanlagen.

AKTIEN – SEKTOREN
In Bezug auf die Sektoren der investierten 
Aktiengesellschaften wird eine geringe 
Gewichtung von Energieunternehmen und 
Versorgern erkennbar. Rückläufig waren die 

Bereiche Grundstoffe und Energie, während 
sich die anderen Sektoren erhöhten. Die 
Gewichtungen illustrieren die breite Diversifi­
kation des Aktienportfolios.
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ANLEIHEN – KREDITQUALITÄT
Die nachfolgende Grafik zeigt die Anteile der 
verschiedenen Kreditqualitäten des direkt 
und indirekt gehaltenen Anleihebestands. 
Mit über 26 % entfällt der größte Anteil auf 

ein Rating von AAA, die höchste Stufe der 
Kreditqualität. Insgesamt verteilen sich über 
90 % des Bestandes an direkt und indirekt 
gehaltenen Anleihen auf Ratings im Invest­
ment-Grade-Bereich (BBB- und besser).

ANLEIHEN – RESTLAUFZEITEN
Die nachfolgende Grafik zeigt die Laufzeiten­
verteilung für den direkt und indirekt gehal-
tenen Anleihebestand. Hinsichtlich der Rest-
laufzeiten der Anleihen im Direktbestand 
liegt der Schwerpunkt im Band der Lauf­
zeiten über 10 Jahren, korrespondierend 

mit den langfristigen Verbindlichkeiten der 
Versorgungsanstalt, während im indirekten 
Bereich weiterhin die mittleren Laufzeiten 
dominieren. Gegenüber dem Vorjahr wurden 
insbesondere die mittleren Laufzeiten im in­
direkten Bestand erhöht und die kurzen und 
längeren Laufzeiten abgebaut.
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IMMOBILIEN – REGIONEN
Die nachfolgenden Darstellungen zeigen das 
direkt und in Fonds gehaltene Immobilien­
vermögen, gewichtet nach dem eingesetzten 
Eigenkapital. Mit 41,6 % hat der Standort 
Deutschland das höchste Gewicht, was vor 

allem auch aus dem Direktbestand resultiert. 
Das restliche Europa macht über ein Drittel 
aus. Asien einschließlich Japan und Australien 
kommt auf 11,1 %, Nordamerika auf 9,2 % 
des verwalteten Immobilienvermögens.

Immobilien

IMMOBILIEN – NUTZUNGSARTEN
Im Immobilienportfolio dominiert die Nut­
zungsart Wohnen vor Büro. Die Nutzungsart 
Hotel hat, entsprechend der Bedeutung am 
Markt, weiter an Gewicht verloren. Der Ein­
zelhandel hat im Portfolio ein relativ geringes 

Gewicht, auch in Relation zum investierbaren 
Universum. Dies kann als Ergebnis der stei­
genden Bedeutung des Online-Handels ge­
sehen werden. Die einzelnen Objekte wurden 
nach der jeweils dominierenden Nutzungsart 
klassifiziert.

Deutschland

 41,6 %
Europa (ex Dtld.) 

38,1 %

Asien-Pazifik

11,1 %

Nordamerika

9,2 %

Andere

4,0 %

Büro

 26,0 %

Wohnen

42,4 %

Logistik

11,3 %

Hotel

5,2 %

Einzelhandel

 11,1 %
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IMMOBILIEN – STRATEGIEN
Immobilien sind zwar unbeweglich, durch­
laufen jedoch, wie die meisten anderen 
Wirtschaftsgüter auch, einen eigenen 
Lebenszyklus. Der erstmaligen Bebauung 
eines Grundstücks folgen üblicherweise nach 
Jahren der Nutzung einfache oder ggf. auch 
aufwendige Renovierungen. Je nach Entwick­
lung des Marktumfelds für die Gebäude kann 
es sogar zu einem Wechsel der Nutzungs­
art und den dafür nötigen grundlegenden 
Umbauten kommen. Eine wichtige und 
verbreitete Klassifizierung des Risikogehalts 
von Immobilien bezieht sich auf die Stufe des 
Gebäudes in seinem Lebenszyklus und dem 
möglichen Umfang baulicher Maßnahmen, 
die für eine zukünftige, erfolgreiche Ver­
mietung erforderlich werden können. Nach 
dieser Klassifizierung werden die Risikostufen 

Core, Core Plus, Value Add und Opportuni­
stic, in der Reihenfolge steigenden Risikos, 
unterschieden. Jede dieser Risikostufen 
korrespondiert mit einer bestimmten Art von 
Wertschöpfung bei den Immobilien, zudem 
werden mit höheren Risikostufen u. a. auch 
höhere Anteile von Wertsteigerungen an 
der Gesamtrendite sowie höhere Grade der 
Fremdfinanzierung assoziiert. Wie sich das 
Portfolio indirekt gehaltener Immobilien nach 
dieser Klassifizierung darstellt, zeigt die nach­
folgende Grafik. Investments mit ausschließ­
licher Konzentration auf Entwicklungsrisiken 
enthalten Absicherungen gegen Baurisiken 
oder werden derzeit nicht gehalten. Im Jahr 
2023 gab es im Portfolio im Wesentlichen 
eine Verschiebung der Gewichtung von Core 
(-3,5 %) zu Core Plus (+3,2 %). 

CORE CORE PLUS VALUE ADD
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1. Ergebnis aus Grundstücken

IMMOBILIEN – DIREKTANLAGE
Die Mieteinnahmen beliefen sich im Jahr 2023
 auf 42,572 Mio. EUR und lagen damit 
um 1,867 Mio. EUR über dem Niveau des 
Vorjahres. Die positive Veränderung zum 
Vorjahr ergibt sich durch Mietsteigerungen 
im Portfolio.

Die Aufwendungen für den Immobiliendirekt­
bestand betrugen 16,276 Mio. EUR. Planmä­
ßige Abschreibungen auf Gebäude beliefen 
sich auf 10,110 Mio. EUR. Die weiteren 
Aufwendungen in Höhe von 6,166 Mio. EUR 
entstanden im Wesentlichen durch Instand­
setzungsarbeiten und nicht umlagefähige 
Betriebskosten.

Zur Ermittlung der Wohn- und Gewerbeim­
mobilienrendite im Geschäftsjahr 2023 
wurde die Rendite auf Basis des Marktwertes 
2012/2013 unter Berücksichtigung von Zu- 
und Abgängen in Höhe von 564,003 Mio. 
EUR nach der Methode des ROI (Return on 
Investment) ermittelt.

Für das gesamte im Direktbestand gehaltene
Wohn- und Gewerbeimmobilienportfolio 2023
 beträgt der ROI 4,89 % (Vorjahr: 4,97 %).

IMMOBILIEN – FONDS
Die Versorgungsanstalt ist in sieben indirekten
Immobilieninvestments mit einem Marktwert 
von insgesamt 1,889 Mrd. EUR investiert. Die 
Rendite der Immobilieninvestments 

wird auf Basis des ROI (Return on Investment) 
ermittelt und beträgt 1,13 % (Vorjahr: 6,90 %).
Das Ergebnis wurde in einem schwachen 
Marktumfeld hauptsächlich durch Abwertun­
gen im Bestandsportfolio belastet.

2. Ergebnis aus anderen Kapitalanlagen 

Die Erträge aus anderen Kapitalanlagen 
betrugen 619,031 Mio. EUR (Vorjahr: 
473,387 Mio. EUR).

Die Erträge aus Zuschreibungen (Wertaufho­
lungsgebot) beliefen sich auf 166,079 Mio. EUR 
(Vorjahr: 3,277 Mio. EUR). Die Einnahmen 
aus dem Abgang von anderen Kapitalanlagen 
betrugen 35,683 Mio. EUR (Vorjahr: 
47,755 Mio. EUR).

Die Aufwendungen für Wertpapiere lagen bei
154,818 Mio. EUR (Vorjahr: 383,359 Mio. EUR). 
Abschreibungsbedarf ergab sich bei Wert­
papieren und Fondsanteilen in Höhe von 
131,278 Mio. EUR.

Einschließlich der Einnahmen aus dem 
Abgang von anderen Kapitalanlagen beliefen 
sich die Erträge aus anderen Kapitalanla­
gen auf 820,793 Mio. EUR. Gegenüber dem 
Vorjahr bedeutet dies eine Zunahme um 
296,374 Mio. EUR bzw. um 56,5 %.

Die Verzinsung der anderen Kapitalanlagen 
betrug 4,21 % (Vorjahr: 1,21 %).

Ergebnis aus Kapitalanlagen

Erträge aus Kapitalanlagen gliedern sich in Erträge aus Grundstücken, grundstücksgleichen Rechten 
und Bauten einschließlich der Bauten auf fremden Grundstücken (1.) sowie in Erträge aus anderen 
Kapitalanlagen und aus Zuschreibungen sowie in Gewinne aus dem Abgang von Kapitalanlagen (2.).



Entwicklung und Verzinsung des Deckungsstocks 
sowie der Sicherheitsrücklage

F
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Ende 2023 wurden der Sicherheitsrücklage 304,344 Mio. EUR zugeführt (Entnahme Vorjahr: 
182,672 Mio. EUR), so dass die Sicherheitsrücklage 12,0 % des Deckungsstocks beträgt 
(2022: 10,4 %; 2021: 12,0 %).

Ende 2023 wurden dem Deckungsstock 534,000 Mio. EUR (Vorjahr: 485,000 Mio. EUR) zuge­
führt.

Zur Ermittlung der Verzinsung des Deckungs­
stocks wurde die Summe der Einnahmen aus 
Kapitalanlagen, vermindert um Aufwendun­
gen für Liegenschaften und Wertpapiere, 
zum Mittelwert des Deckungsstocks im Jahr 
2023 in Beziehung gesetzt. Einnahmen aus 

dem Abgang von Kapitalanlagen wurden in 
die Berechnung ebenso einbezogen wie Zu­
schreibungen aufgrund des Wertaufholungs­
gebots. Nach dieser Berechnungsmethode 
ergibt sich für das Jahr 2023 eine Verzinsung 
des Deckungsstocks von 4,40 % (Vorjahr: 1,10 %).

Entwicklung der Sicherheitsrücklage Mio. EUR
Stand 01.01.2023 1.613,408
Zuführung 304,344
Stand 31.12.2023 1.917,752

Entwicklung des Deckungsstocks Mio. EUR
Stand 01.01.2023 15.455,000
Entnahme 534,000
Stand 31.12.2023 15.989,000

Mit Stand 31.12.2023 betrugen die Sicherheitsrücklage und der Deckungsstock in Summe 
17,907 Mrd. EUR.



Bilanz zum 31. Dezember 2023 
der Baden-Württembergischen Versorgungsanstalt für Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte	
– Anstalt des öffentlichen Rechts –, Tübingen	 		                            

Aktiva 2023 Vorjahr
EUR TEUR

A. Immaterielle Vermögensgegenstände

I.  Entgeltlich erworbene Konzessionen, 
    gewerbliche Schutzrechte und ähnliche 
    Rechte und Werte sowie Lizenzen an 
    solchen Rechten und Werten

548.429,00 574

548.429,00 574

B. Kapitalanlagen

I. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und  
Bauten, einschließlich der Bauten auf fremden Grundstücken

388.486.847,00 398.575

II. Sonstige Kapitalanlagen

1. Aktien, Investmentanteile und andere nicht 
    festverzinsliche Wertpapiere

11.236.507.209,59 10.735.695

2. Inhaberschuldverschreibungen und 
    andere festverzinsliche Wertpapiere

1.364.136.979,09 1.086.610

3. Sonstige Ausleihungen

a) Namensschuldverschreibungen 2.808.001.159,05 2.582.989

b) Schuldscheinforderungen 1.194.697.941,10 1.241.687

4. Einlagen bei Kreditinstituten 3.113.290,59 55.564

5. Andere Kapitalanlagen 474.978.689,39 475.728

17.469.922.115,81 16.576.848

C. Forderungen aus Versorgungsabgaben
44.666.614,01 40.013

44.666.614,01 40.013

D. Sonstige Vermögensgegenstände

I.   Sachanlagen 660.395,00 828

II.  Laufende Guthaben bei Kreditinstituten, 
     Schecks und Kassenbestand

273.846.868,71 320.613

III. Andere Vermögensgegenstände 18.005.243,56 21.097

292.512.507,27 342.538

E. Rechnungsabgrenzungsposten

I.   Vorauszahlungen von Versorgungsleistungen 69.492.867,65 66.882

II.  Abgegrenzte Zinsen 77.486.387,76 77.831

III. Agio aus Namensschuldverschreibungen 1.262.779,35 1.723

IV. Sonstige Rechnungsabgrenzungsposten 390.395,26 207

148.632.430,02 146.643

17.956.282.096,11 17.106.616



2023
2023 Vorjahr

EUR TEUR

A. Eigenkapital

I. Sicherheitsrücklage 1.917.751.666,51 1.613.408

1.917.751.666,51 1.613.408

B. Deckungsstock

I. Deckungsstock 15.989.000.000,00 15.455.000

15.989.000.000,00 15.455.000

C. Andere Rückstellungen

I.  Rückstellungen für Pensionen und
    ähnliche Verpflichtungen

22.919.953,00 22.640

II. Sonstige Rückstellungen 3.996.570,80 1.193

26.916.523,80 23.833

D. Andere Verbindlichkeiten

I. Noch auszuzahlende Versorgungsleistungen 733.216,14 872

II. Sonstige Verbindlichkeiten 3.925.591,00 1.744

4.658.807,14 2.616

E. Rechnungsabgrenzungsposten

I.  Disagio aus Namensschuldverschreibungen 9.684.985,37 6.152

II. Vorauszahlungen von Versorgungsabgaben 7.964.146,99 5.355

III.Sonstige Rechnungsabgrenzungsposten 305.966,30 252

17.955.098,66 11.759

17.956.282.096,11 17.106.616





Gewinn- und Verlustrechnung 1. Januar bis 31. Dezember 2023
der Baden-Württembergischen Versorgungsanstalt für Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte	
– Anstalt des öffentlichen Rechts –, Tübingen	 		                            

2023 Vorjahr
I.    Versicherungstechnische Rechnung EUR TEUR

1. Verdiente Beiträge

Gebuchte Bruttobeiträge 1.016.748.923,50 973.850

2. Erträge aus Kapitalanlagen

a) Erträge aus Grundstücken, grundstücksgleichen 
    Rechten und Bauten, einschließlich der Bauten auf 
    fremden Grundstücken

42.571.741,63 40.705

b) Erträge aus anderen Kapitalanlagen 619.030.721,91 473.387

c) Erträge aus Zuschreibungen 166.078.763,29 3.277

d) Gewinne aus dem Abgang von Kapitalanlagen 35.683.105,48 47.755

863.364.332,31 565.124

Erträge 1.880.113.255,81 1.538.974

3. Aufwendungen für Versicherungsfälle 816.434.207,32 782.087

4. Aufwendungen für Rückkäufe, Rückgewährungs-
beiträge, Austrittsvergütungen und Überleitungen 38.677.812,39 40.992

5. Veränderung der übrigen versicherungs-
technischen Rückstellungen

    Deckungsstock 534.000.000,00 485.000

6. Aufwendungen für den Versicherungsbetrieb

Sonstige Aufwendungen 16.275.354,63 15.539

7. Aufwendungen für Kapitalanlagen

a) Sonstige Aufwendungen 12.320.356,44 8.168

b) Abschreibungen auf Kapitalanlagen 141.387.998,01 346.407

c) Verluste aus dem Abgang von Kapitalanlagen 17.385.195,14 43.952

171.093.549,59 398.527

Aufwendungen 1.576.480.923,93 1.722.145

Gesamt 303.632.331,88 -183.171

II.   Nichtversicherungstechnische Rechnung

1. Sonstige Erträge 711.484,81 499

304.343.816,69 -182.672

2. Jahresüberschuss 304.343.816,69 -182.672

3. Einstellung in die / Entnahme aus den Gewinnrücklagen

Sicherheitsrücklage 304.343.816,69 -182.672

4. Bilanzgewinn 0,00 0



68

  Bericht des Geschäftsführers

Bestätigungsvermerk

BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSS­
PRÜFERS
An die Baden-Württembergische Versorgungsanstalt für Ärzte, 
Zahnärzte und Tierärzte, Anstalt des öffentlichen Rechts, Tübingen

PRÜFUNGSURTEILE
Wir haben den Jahresabschluss der Baden-Württembergische 
Versorgungsanstalt für Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte, Anstalt des 
öffentlichen Rechts, Tübingen, – bestehend aus der Bilanz zum 31. 
Dezember 2023 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 sowie 
dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den 
Lagebericht der Versorgungsanstalt für das Geschäftsjahr vom 1. 
Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonne-
nen Erkenntnisse

•	 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentli-
chen Belangen den deutschen handelsrechtlichen Vorschrif-
ten, wie sie von der Versorgungsanstalt unter Berücksichti-
gung ihres gesetzlichen Auftrags angewendet werden, und 
den ergänzenden Bestimmungen der Satzung und vermittelt 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmä-
ßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Versor-
gungsanstalt zum 31. Dezember 2023 sowie ihrer Ertragslage 
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezem-
ber 2023 und

•	 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Versorgungsanstalt. In allen wesent-
lichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vor-
schriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung 
zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jah-
resabschlusses und des Lageberichts geführt hat.

GRUNDLAGE FÜR DIE PRÜFUNGSURTEILE
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. 
Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsät-
zen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die 
Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres 
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von 
der Versorgungsanstalt unabhängig in Übereinstimmung mit den 
deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften 
und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Über-
einstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auf-
fassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausrei-
chend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungs-
urteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.

SONSTIGE INFORMATIONEN
Die gesetzlichen Vertreter sind für die sonstigen Informationen 
verantwortlich. Die sonstigen Informationen umfassen den Jah-
resbericht – ohne weitergehende Querverweise auf externe Infor-
mationen – mit Ausnahme des geprüften Jahresabschlusses, des 
geprüften Lageberichts sowie unseres Bestätigungsvermerks.

Unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht 
erstrecken sich nicht auf die sonstigen Informationen, und dem-
entsprechend geben wir weder ein Prüfungsurteil noch irgendeine 
andere Form von Prüfungsschlussfolgerung hierzu ab.
Im Zusammenhang mit unserer Prüfung haben wir die Verantwor-
tung, die oben genannten sonstigen Informationen zu lesen und 
dabei zu würdigen, ob die sonstigen Informationen

•	 wesentliche Unstimmigkeiten zum Jahresabschluss, zum La-
gebericht oder zu unseren bei der Prüfung erlangten Kennt-
nissen aufweisen oder

•	 anderweitig wesentlich falsch dargestellt erscheinen.

Falls wir auf der Grundlage der von uns durchgeführten Arbeiten zu 
dem Schluss gelangen, dass eine wesentliche falsche Darstellung 
dieser sonstigen Informationen vorliegt, sind wir verpflichtet, über 
diese Tatsache zu berichten. Wir haben in diesem Zusammenhang 
nichts zu berichten.

VERANTWORTUNG DER GESETZLICHEN VERTRETER FÜR DEN 
JAHRESABSCHLUSS UND DEN LAGEBERICHT
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung 
des Jahresabschlusses, der den deutschen handelsrechtlichen 
Vorschriften, wie sie von der Versorgungsanstalt unter Berücksich-
tigung ihres gesetzlichen Auftrags angewendet werden, und den 
ergänzenden Bestimmungen der Satzung in allen wesentlichen 
Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Versorgungsanstalt 
vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deut-
schen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig 
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu 
ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen 
aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Manipulationen der Rech-
nungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen 
Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Versorgungsanstalt 
zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des 
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusam-
menhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern 
einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwort-
lich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem 
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.

Wir haben dem Jahresabschluss und dem Lagebericht für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023
der Baden-Württembergische Versorgungsanstalt für Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte, – Anstalt des öffentlichen Rechts –, 
Tübingen, in der diesem Bericht als Bestandteile der Anlage 1 beigefügten Fassung den unter dem Datum vom 27. März 2024
in Düsseldorf unterzeichneten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt, der hier wiedergegeben wird:
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Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 
Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage der Versorgungsanstalt vermittelt sowie in allen we-
sentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, 
den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chan-
cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkeh-
rungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet 
haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung 
mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu 
ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die 
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.

VERANTWORTUNG DES ABSCHLUSSPRÜFERS FÜR DIE PRÜFUNG 
DES JAHRESABSCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlan-
gen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen 
falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder 
Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage der Versorgungsanstalt vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den 
bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie 
einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine 
Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestell-
ten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets 
aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen 
oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angesehen, 
wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln 
oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses 
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und 
bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus

•	 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher fal-
scher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht 
aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, planen und 
führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken 
durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurtei-
le zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen resul-
tierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt 
werden, ist höher als das Risiko, dass aus Irrtümern resul-
tierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt 
werden, da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, 
Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende 
Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen 
beinhalten können;

•	 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des 
Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und 
den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrun-
gen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die 
unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch 
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser 
Systeme der Versorgungsanstalt abzugeben;

•	 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie 
die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden 
Angaben;

•	 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des 
von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, 
ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit 
Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame 
Zweifel an der Fähigkeit der Versorgungsanstalt zur Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir 
zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit 
besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die 
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebe-
richt aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unan-
gemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizie-
ren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage 
der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten 
Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenhei-
ten können jedoch dazu führen, dass die Versorgungsanstalt 
ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann;

•	 beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresab-
schlusses insgesamt einschließlich der Angaben sowie ob der 
Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und 
Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beach-
tung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Versorgungsan-
stalt vermittelt;

•	 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jah-
resabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm 
vermittelte Bild von der Lage der Versorgungsanstalt;

•	 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen 
Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Angaben im La-
gebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungs-
nachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunfts-
orientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrun-
de gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die 
sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus 
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den 
zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegen-
den Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches 
unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich 
von den zukunftsorientierten Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter 
anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung 
sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwa-
iger bedeutsamer Mängel im internen Kontrollsystem, die wir wäh-
rend unserer Prüfung feststellen. 

Düsseldorf, den 27. März 2024

Baker Tilly GmbH & Co. KG
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
(Düsseldorf)

Helmut Heyer 	 Jochen Reinke
Wirtschaftsprüfer	 Wirtschaftsprüfer
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                                                                                                                                Anschaffungs- / Herstellungskosten
01.01.2023 Zugänge Abgänge 31.12.2023

EUR EUR EUR EUR

A. Immaterielle Vermögensgegenstände

I.

 

Entgeltlich erworbene Konzessionen,	
gewerbliche Schutzrechte und ähnliche 
Rechte und Werte sowie Lizenzen an 
solchen Rechten und Werten	 9.967.063,73 264.835,92 0,00 10.231.899,65

B. Kapitalanlagen
I. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte 

und Bauten, einschließlich der Bauten auf 
fremden Grundstücken

Grund und Boden
Verwaltungsgebäude 73.804,98 0,00 0,00 73.804,98
Übrige Liegenschaften 116.269.607,18 0,00 0,00 116.269.607,18

116.343.412,16 0,00 0,00 116.343.412,16

Anschaffungskosten im 
Zusammenhang mit Erbbaurecht 2.133.719,98 0,00 0,00 2.133.719,98
 118.477.132,14 0,00 0,00 118.477.132,14

Gebäude
Verwaltungsgebäude 3.873.979,51 0,00 0,00 3.873.979,51

Übrige Liegenschaften 450.607.588,78 21.415,55 0,00 450.629.004,33

Gebäude auf teilweise fremdem Grund und 
Boden (Erbbaurecht) 57.922.721,36 0,00 0,00 57.922.721,36

512.404.289,65 21.415,55 0,00 512.425.705,20

Im Bau 0,00 0,00 0,00 0,00

Summe 630.881.421,79 21.415,55 0,00 630.902.837,34

II. Sonstige Kapitalanlagen

1. Aktien, Investmentanteile und andere nicht 
festverzinsliche Wertpapiere 10.904.257.078,13 1.081.669.248,04 601.783.176,24 11.384.143.149,93

2. Inhaberschuldverschreibungen und andere 
festverzinsl. Wertpapiere 1.248.927.224,95 286.209.738,81 61.748.219,90 1.473.388.743,86

3. Sonstige Ausleihungen
a) Namensschuldverschreibungen 2.606.506.736,87 485.824.558,78 270.691.608,05 2.821.639.687,60
b) Schuldscheinforderungen 1.289.452.352,99 83.860.960,96 122.480.902,21 1.250.832.411,74

4. Einlagen bei Kreditinstituten 55.563.802,65 249.692,94 52.700.205,00 3.113.290,59
5. Andere Kapitalanlagen 486.667.425,06 1.018.234,82 10.012.402,75 477.673.257,13

Summe 16.591.374.620,65 1.938.832.434,35 1.119.416.514,15 17.410.790.540,85

Anlagespiegel
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                                                               Kumulierte Abschreibungen                                                                                     Buchwerte
01.01.2023 Zugänge Zuschreibungen Abgänge 31.12.2023 31.12.2023 31.12.2022

EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR

9.392.691,73 290.778,92 0,00 0,00 9.683.470,65 548.429,00 574.372,00

4,98 0,00 0,00 0,00 4,98 73.800,00 73.800,00
547,18 0,00 0,00 0,00 547,18 116.269.060,00 116.269.060,00

552,16 0,00 0,00 0,00 552,16 116.342.860,00 116.342.860,00

299.119,98 33.250,00 0,00 0,00 332.369,98 1.801.350,00 1.834.600,00
299.672,14 33.250,00 0,00 0,00 332.922,14 118.144.210,00 118.177.460,00

3.115.058,51 16.010,00 0,00 0,00 3.131.068,51 742.911,00 758.921,00

205.486.852,78 8.684.845,55 0,00 0,00 214.171.698,33 236.457.306,00 245.120.736,00

23.404.661,36 1.375.640,00 0,00 0,00 24.780.301,36 33.142.420,00 34.518.060,00
232.006.572,65 10.076.495,55 0,00 0,00 242.083.068,20 270.342.637,00 280.397.717,00

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

232.306.244,79 10.109.745,55 0,00 0,00 242.415.990,34 388.486.847,00 398.575.177,00

168.561.895,55 102.100.783,35 103.003.222,59 20.023.515,97 147.635.940,34 11.236.507.209,59 10.735.695.182,58

162.317.016,50 2.411.306,01 34.199.788,80 21.276.768,94 109.251.764,77 1.364.136.979,09 1.086.610.208,45

23.518.154,11 651.624,44 10.531.250,00 0,00 13.638.528,55 2.808.001.159,05 2.582.988.582,76
47.765.746,27 26.113.332,40 17.744.608,03 0,00 56.134.470,64 1.194.697.941,10 1.241.686.606,72

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 3.113.290,59 55.563.802,65
10.939.365,86 1.206,26 599.893,87 7.646.110,51 2.694.567,74 474.978.689,39 475.728.059,20

413.102.178,29 131.278.252,46 166.078.763,29 48.946.395,42 329.355.272,04 17.081.435.268,81 16.178.272.442,36
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BWVA-Grundlagenseminar

Was bedeutet berufsständische Versorgung und was bringt 
Ihnen die Versorgungsanstalt?

THEMEN DES SEMINARS

	 	 Wesen und Wert der berufsständischen Versorgung

	 	 Die verschiedenen Finanzierungsverfahren

	 	 Das Finanzierungsverfahren der Versorgungsanstalt

	 	 Funktion des Deckungsstocks

	 	 Versorgungsabgaben (Pflicht und Gestaltungsmöglichkeit)

	 	 Versorgungsleistungen (Anspruch, Berechnung und Höhe)

	 	 Abgrenzung gegenüber anderen Vorsorgeformen

	 	 Steuerliche Behandlung von Abgaben und Versorgungsleistungen 

		  nach dem Alterseinkünftegesetz

	 	 Vermögensanlage der Versorgungsanstalt

TERMINE

		  Samstag, 26. Oktober 2024 – Heilbronn

		  Samstag, 22. März 2025 – online

		  Samstag, 25. Oktober 2025 – wird noch bekanntgegeben

		  jeweils von 9:30 Uhr bis 13:00 Uhr

Wir freuen uns über Ihre schriftliche und formlose Anmeldung per E-Mail an sekretariat(at)bwva.de.
Geben Sie bei der Anmeldung bitte Ihre Verwaltungsnummer an und teilen Sie uns mit, ob Sie alleine 
oder gemeinsam mit Ihrem Partner oder Ihrer Partnerin teilnehmen.

Sie bekommen eine Bestätigung über Ihre Anmeldung sowie einige Wochen vorab alle wichtigen Infor­
mationen zum Seminarort (Anfahrt, Ablauf etc.). Sollten Sie am Online-Seminar teilnehmen, bekommen 
Sie den Link einige Tage vorab zugeschickt.
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Online-Seminar für Neuapprobierte

Altersvorsorge beginnt JETZT!

Sie sind neu approbiert (Approbation nicht länger als vier Jahre) und haben sich bereits gefragt, was Sie 
für Ihre Altersversorgung tun können, ja sogar tun müssen? Dann sind Sie bei Online-Seminar speziell 
für neuapprobierte Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte genau richtig.

PROGRAMM	

		  Grußworte der Landeskammerpräsidenten
		  Vortrag der Präsidentin der Versorgungsanstalt

THEMEN DES SEMINARS

	 	 Warum gibt es berufsständische Versorgungswerke?

	 	 Was können Sie tun, um eine auskömmliche Rente zu generieren? 

	 	 Wie funktioniert das System?

	 	 Wie ist die Perspektive?

TERMIN		

		  Mittwoch, 5. Februar 2025 – online

		  von 18:00 Uhr bis 19:30 Uhr

Während der Veranstaltung werden Sie Gelegenheit haben, der Präsidentin der Versorgungsanstalt, 
Frau Dr. Eva Hemberger, über den Chat zu den Themen Fragen zu stellen.

Aus organisatorischen Gründen ist eine Anmeldung – wenn möglich unter Nennung Ihrer Verwaltungs­
nummer – unter sekretariat(at)bwva.de erforderlich.



Die Baden-Württembergische Versorgungsanstalt 
für Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte 

gedenkt in Trauer ihrer verstorbenen Amtsträger

Dr. med. dent. Klaus-Dieter Bulach
✻  10.10.1939		  ✝  18.02.2023

Mitglied der Vertreterversammlung
1988 bis 1994

Dr. med. vet. Karlheinz Störzer
✻  28.02.1941		  ✝  01.04.2023

Mitglied der Vertreterversammlung
1974 bis 1982

Dr. med. dent. Ulrich Seeger
✻  26.02.1938		  ✝  02.05.2023

Mitglied der Vertreterversammlung
1982 bis 1990

Dr. med. vet. Bernd Dapp
✻  07.01.1938		  ✝  11.05.2023

Mitglied der Vertreterversammlung
1982 bis 1994

Mitglied des Satzungsausschusses
1990 bis 1994

 
Prof. Dr. med. Wolfgang Mangold

✻  26.11.1931		  ✝  06.12.2023

Mitglied der Vertreterversammlung
1994 bis 2002

Mitglied des Verwaltungsrats
1994 bis 2002
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